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Noch heuer sollen die Entwürfe für
eine weitere umfassende Steuerre-
form fertiggestellt werden, die schon
im Frühjahr 2019 in Begutachtung
gehen soll. Was man schon jetzt weiß,
lässt gerade die Städte und Gemein-
den aufhorchen:

Neben radikalen Änderungen bei der
Einkommenssteuer sollen auch sämtli-
che Lohnnebenkosten (Beitrag zur So-
zialversicherung, Dienstgeberbeitrag
zum Familienlastenausgleichsfonds,
Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag,
Kommunalsteuer etc) in einer neuen
einheitlichen Dienstgeberabgabe zu-
sammengefasst werden. Der einheitli-
che Prozentsatz steht noch nicht fest,
wird aber unter 30 Prozent der Bei-
tragsgrundlage liegen, wie Finanzstaats-
sekretär Fuchs in einem Kurier-Inter-
view festgestellt hat, und soll vom Un-
ternehmer pauschal an eine einzige Be-
hörde innerhalb der Finanzverwaltung
abgeführt werden. Diese Behörde soll
das Geld in der Folge an Bund, Kranken-
kassen und Gemeinden verteilen.

Gerade zur Kommunalsteuer gibt es
wie man hört schon von höchster Stelle
die Zusicherung, dass deren Höhe und
Gesamtvolumen dabei unverändert
bleiben wird. Das gilt es unbedingt si-
cherzustellen.

Ein zweites wichtiges Standbein der ge-
meindeeigenen Finanzen ist die Grund-
steuer. Im FAG-Paktum 2017 findet sich
zu dieser folgender Satz: „Eine weitere
gemeinsame Arbeitsgruppe ,Grund-
steuer‘ hat bis Mitte des Jahres 2017
auch eine Stärkung der Abgabenauto-
nomie der Gemeinden durch eine Re-
form der Grundsteuer vorzubereiten.“
Hier ist – wenn schon nicht Gefahr im
Verzug – jedenfalls ein ordentlicher Ver-
zug festzustellen.

Der Österreichische Gemeindebund
hat auf diese Problemfelder in der Re-
solution zum 65. Österreichischen Ge-
meindetag mit Nachdruck hingewiesen.
Sie finden den Text im Blattinneren.

Gerade in den nächsten Wochen wird
man besonders darauf achten müssen,
welche Schritte der Bundesgesetzgeber
hier setzt und aufpassen, dass es hier
nicht zu Entwicklungen zum Nachteil
der Gemeinden kommt.

Ihr

Mag. Franz Flotzinger
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Infrastruktur-Landesrat gratuliert
den besten Straßenerhaltungsfach-
männern im Bundesländerver-
gleich.

„Es war beeindruckend, mit welchem
Engagement und welcher Kreativität
die Lehrlinge die gestellten Aufgaben
meisterten. Ein besonderer Dank ist
dabei natürlich auch an die Ausbildner
zu richten, die für das gute Leistungsni-
veau mitverantwortlich sind“, unter-
streicht Landesrat für Infrastruktur
Mag. Günther Steinkellner.

Beim Bundeslehrlingswettbewerb der
Straßenerhaltungsfachmänner treten
die jeweils zwei besten Teilnehmer der
jeweiligen Landeswettbewerbe aus
Oberösterreich, Niederösterreich und
der Steiermark gegeneinander an.
Nachdem der theoretische Teil abge-
legt wurde, stand an den darauffolgen-
den zwei Tagen der Praxistest bevor.

„Raphael Neuhauser
(Straßenmeisterei Grein)
und Mario Scheuringer
(Straßenmeisterei Raab)
haben unser Bundesland
mehr als würdig vertre-
ten und eroberten den
ersten und zweiten Rang.
Ein oberösterreichischer
Erfolg auf ganzer Linie“,
freut sich Landesrat
Steinkellner über die tolle
Leistung der Lehrlinge. 

Die Lehrzeit zum Stra-
ßenerhaltungsfachmann dauert drei
Jahre und ist besonders abwechslungs-
reich. Zu den Aufgaben zählen bei-
spielsweise die bauliche Instandhal-
tung der Straßen, der Winterdienst und
die Grünpflege entlang der Landesstra-
ßen. Man ist überwiegend in der freien
Natur tätig und steht in ständigem Kon-
takt mit der Bevölkerung. 

Oberösterreichischer Erfolg beim Bundes-
wettbewerb der Straßenerhaltungsfach-
männer v.l.: zweitplatzierter Mario Scheu-
ringer; erstplatzierter und Bundessieger
Raphael Neuhauser; LR für Infrastruktur
Mag. Günther Steinkellner, Leiter der Di-
rektion Straßenbau und Verkehr Dipl.- Ing.
Dr. Günther Knötig, Ing. Peter Casny und
Leiter der Abteilung Straßenneubau und –
erhaltung Dipl. Ing. Christian Dick. 

04

Am 18. November 1918 fanden in
Oberösterreich die Wahl des Lan-
deshauptmannes Johann Nepomuk
Hauser und die Konstituierung der
Provisorischen Landesversamm-
lung statt. Damit wurde aus dem
Erzherzogtum ob der Enns das Bun-
desland Oberösterreich.

Das Land Oberösterreich feiert daher
im heurigen Jahr sein 100-jähriges Jubi-
läum. Geprägt von den geschichtlichen
Ereignissen der letzten Jahrzehnte kön-
nen wir heute zurecht stolz auf unser
Bundesland sein. Oberösterreich ist Be-
ständigkeit, Oberösterreich ist Zukunft
– Oberösterreich ist ein Land der Mög-
lichkeiten.

Das Land Oberösterreich lädt ein, das
100-jährige Bestehen unseres Heimat-
landes zu feiern.

■ Sonntag, den 18. November
2018 um 9:00 Uhr vor dem 
Linzer Landhaus

9:00 Uhr Festakt auf der Promenade
unter Mitwirkung des Österreichischen
Bundesheeres und der Oö. Einsatzor-
ganisationen
■ Meldung und Abschreiten der Front

mit Großer Flaggenparade
■ Gemeinsame Friedens- und Dankes-

worte durch Bischof Dr. Manfred
Scheuer und Senior i.R. Mag. Fried-
rich Rößler

■ Ansprache des Landeshauptmannes 
■ Enthüllung der Gedenktafel 

„100 Jahre Oberösterreich“

Der gesamte Festakt vor dem und im
Landhaus wird vom ORF Oberöster-
reich live auf ORF 2 übertragen. Zu
sehen ist der Beitrag auch auf der Lan-

deshomepage unter 
www.land-oberoesterreich.gv.at

Von 13:00 bis 17:00 Uhr erhalten Sie 
am 18. November die Sonderbriefmarke
und den Stempel „100 Jahre Oberöster-
reich“ im Sonderpostamt im Schloss -
museum Linz.

100 Jahre Oberösterreich
Feiern Sie gemeinsam mit uns!

O B E R Ö S T E R R E I C H
1 0 0  J A H R E  BUNDESLAND

1 9 1 8 2 0 1 8

Zum Geburtstag erscheint die Sonder-
marke „100 Jahre Oberösterreich“.
Sonderbriefmarke: OÖ. Landesmuseum |
Gruppe am Park
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Der Entwurf einer Dienstplanver-
ordnung für den Bedarf an Verwal-
tungspersonal in den Gemeinden
hat in den letzten Wochen für
große Unruhe in den Gemeinden ge-
sorgt. Dazu darf ich anmerken,
dass dieser Entwurf mit uns nicht
besprochen wurde. Wir haben als
OÖ Gemeindebund jedoch ab Be-
kanntwerden des Entwurfes sofort
und unverzüglich in einer Stellung-
nahme deutlich zum Ausdruck ge-
bracht, dass wir die Neuregelung
einer Dienstplanverordnung mit
dieser deutlichen Reduzierung des
Personalstandes keinesfalls mittra-
gen können. 

Nachdem uns nach Einbringen unserer
Stellungnahme sehr rasch mitgeteilt
wurde, dass diese Verordnung in der
angedachten Form nicht kommt, haben
wir auch bei unseren Mitgliedsgemein-
den nicht sofort „Alarm“ geschlagen.
Dies dazu. 

Eines muss man in Zusammenhang mit
dem Bedarf an Personal auch sagen.
Wir können unseren Personaleinsatz
nicht nach finanziellen Wünschen und
Erfordernissen gestalten, sondern sind
verpflichtet, den Personalstand danach
auszurichten, dass die gesetzlich über-
tragenen Aufgaben erfüllt werden kön-
nen. Die Gesetzesgeber haben ja in den
letzten Jahren nicht gerade gespart,
wenn es darum gegangen ist, Auflagen
zu verschärfen, bürokratische Hürden
einzubauen und uns mit einer überbor-
denden Regulierungswut zusätzliche
Arbeit zu übertragen. Das sollen und
müssen wir bedenken. Mit weniger Per-
sonal ist das nicht zu schaffen. Das sei
insbesondere jenen gesagt, die die Ge-
meinden an den Pranger stellen, wenn
Dinge einmal nicht funktionieren. Ich
verstehe die Sorgen der Gemeinden
und unserer Bediensteten hier sehr
wohl und der Aufschrei war berechtigt. 

Gerade wegen Ereignissen in ganz we-
nigen Gemeinden in den letzten Jahren
hat der Landesrechnungshof Maßnah-
men verlangt und dieses Verlangen
wurde im Kontrollausschuss des Land-

tages einstimmig unterstützt. Aufbau-
end auf die Vorschläge des Rechnungs-
hofes wurde in den letzten Monaten
das Gemeinderecht neu entwickelt.
Oberösterreich bekommt damit das
modernste Gemeinderecht in Öster-
reich. Aus schier unmöglichen Forde-
rungen wurde eine moderne Gesetzge-
bung. Der OÖ Gemeindebund hat sich
da zwar still und leise, aber dafür umso
intensiver eingebracht. Das Ergebnis
kann sich sehen lassen. Die Gemeinde-
ordnung orientiert sich an der täglichen
Praxis in den Kommunen. Die Prüfung
der Gemeinden wird völlig neu organi-
siert. Bei der Erstellung der Voran-
schläge helfen die Mitarbeiter in den
Bezirksverwaltungsbehörden. Die Prüf-
zentren kümmern sich um die Geba-
rung der Gemeinden. Dabei gibt es
neue Möglichkeiten von Rechtsverwei-
sen und durch eine vorgeschaltete Be-
lehrung kann von einem neuen Mittel
der Aufsicht Gebrauch gemacht wer-
den. Dadurch können Anzeigen bei der
Staatsanwaltschaft in vielen Fällen ver-
mieden werden. Das war uns ein be-
sonderes Anliegen und hier wurde un-
seren Forderungen nachgekommen.
Wie wir insgesamt die Erfahrung ma-
chen, dass nicht lautes Schreien, son-
dern Verhandeln mit Bedacht am Ende
der bessere Weg ist. 

Eines darf dabei auch gesagt werden:
Ginge man in manchen Bereichen bes-
ser auf die Vorstellungen der Gemein-
den ein, könnten wir uns so manchen
Ärger ersparen. Wer glaubt, über
Dienstposten oder auch ein Landesent-
wicklungsprogramm zentral und ohne
Einbindung der Gemeinden entschei-

den zu müssen, wird mit einer Bruch-
landung leben lernen müssen. 

Wer glaubt, dass es diese Maßnahmen
braucht um die Gemeinden zu Fusio-
nen zu animieren, soll dies besser di-
rekt sagen und nicht glauben, dass dies
über den Umweg von Auflagen ge-
macht werden soll. Die direkte Sprache
verstehen wir einfach besser. Dort wo
es einen Sinn ergibt, sind wir auch zu
solchen Schritten bereit. 

Wieviel Personal braucht eine Gemeinde?

Wie wir insgesamt 
die Erfahrung machen, 

dass nicht lautes Schreien,
sondern Verhandeln 

mit Bedacht am Ende 
der bessere Weg ist. 

LAbg. Bgm. Hans Hingsamer
Präsident des OÖ Gemeindebundes

Die direkte Sprache 
verstehen wir einfach 
besser. 
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OÖGZ:
Zuerst gratulieren wir Ihnen natürlich
ganz herzlich zur kommenden neuen Auf-
gabe. Mit Dezember 2018 übernehmen
Sie von LH-Stv. Dr. Strugl ein in den Me-
dien häufig als „Superressort“ bezeichne-
tes Referat der oberösterreichischen Lan-
desregierung. Wirtschaft, Forschung,
Raumordnung und Sport – eine gewaltige
Aufgabe?

Gen.-Dir. Achleitner:
Eine wirklich tolle Aufgabe, weil man
quasi nahezu alle Fäden in der Hand
hat, um Oberösterreich als Wirtschafts-,
Industrie- und Forschungsstandort von
einer super Basis ausgehend in eine er-
folgreiche Zukunft führen zu können.
Wie schon gesagt: Wirtschaft, Arbeits-
markt, Energie, Forschung und Entwick-
lung, das heißt alle Universitäten, Fach-
hochschulen etc, die Raumordnung ist
ein ganz ein wichtiges und spannendes
Feld, dazu kommen noch Tourismus
und Sport sowie die ganzen Landesbe-
teiligungen. Das heißt, hier hat man
wirklich alles in der Hand, um Ober-
österreich richtig weiterentwickeln zu
können, um zukunftsweisende Ent-
scheidungen treffen zu können und da-
rauf freue ich mich schon sehr. Ich
habe es als DAS Zukunftsressort in der
OÖ Landesregierung bezeichnet. Ich
bereite mich intensiv darauf vor und
freue mich sehr darauf. 

OÖGZ:
Wo sehen Sie dabei die größten Gemein-
samkeiten und die größten Unterschiede
zu Ihrer derzeitigen Tätigkeit als General-
direktor der oberösterreichischen Ther-
menholding?

Gen.-Dir. Achleitner:
Ich bin als Mann der Wirtschaft Partner
von Industrie und Wirtschaft, der jetzt
in die Politik geht und das kann einer
OÖ Landesregierung nicht schaden.
Die Ausgangslage ist da und dort ja
ähnlich. Man hat eine Situation zu ana-
lysieren, entwickelt Strategien und
Maßnahmen, die es umzusetzen gilt -
so ist es in der Wirtschaft und ich bin
überzeugt, dass das auch das Gemein-

same mit der Politik ist. Nämlich, dass
man das tun muss, was man sagt. Und
daran soll man gemessen werden. In
der Wirtschaft ist das völlig klar, in der
Politik ist das nicht immer aufs erste
Hinsehen sofort sichtbar, aber ich
glaube auch richtig. Es geht nicht
darum, everybody’s darling zu sein,
sondern die richtigen Entscheidungen
zu treffen, damit wir auch in 5, 10 oder
15 Jahren genauso gut dastehen oder
in manchen Bereichen noch besser als
heute. Das Gemeinsame ist: Analysie-
ren, Strategien entwickeln und umset-
zen. Der Unterschied ist wahrschein-
lich, dass man in der Wirtschaft um den
Tick schneller ist als in der Politik, weil
man dort natürlich sehr viele überzeu-
gen muss. Aber das ist gerade bei Ver-
änderungsprozessen auch wieder sehr
ähnlich. Man muss Menschen erklären,
warum man etwas verändern muss, da
gibt’s natürlich oft ein bisschen Skepsis
oder vielleicht auch Widerstand. Es liegt
dann aber an der Kommunikation, das
Bild wo man hin will, richtig zu erklären
und die Menschen mitzunehmen. Und
dann kann man einen Wandel mana-
gen und das ist wieder dasselbe wie in
der Wirtschaft. 

OÖGZ:
Vor welchen zentralen Zukunftsherausfor-
derungen steht der Standort Oberöster-
reich in den kommenden Jahren?

Gen.-Dir. Achleitner:
Wir haben eine wirklich gute Basis, das
muss man sagen. Oberösterreich ist
der Wirtschaftsmotor dieser Republik.
Wir haben die höchste Beschäftigungs-
zahl, niedrige Arbeitslosigkeit etc. Die
Herausforderungen sind dennoch viel-
fältig – nehmen Sie nur den Fachkräfte-
mangel in nahezu allen Wirtschaftsbe-
reichen, da sind wir auf allen Ebenen
gefordert. Parallel erleben wir gerade
eine digitale Revolution, wo wir uns
nicht entscheiden können, ob wir mit-
machen oder nicht, sondern es ist eine
Revolution, die wir aktiv gestalten müs-
sen und wollen. Es werden sich nahezu
alle Lebensbereiche sowie auch die
Wirtschafts- und Geschäftsbereiche
verändern und es liegt an uns, dass wir

rechtzeitig dafür sorgen, dass wir in Zu-
kunft diese Geschäftsmodelle auch er-
folgreich managen können, Thema
Breitband als Infrastrukturerfordernis
beispielsweise. Der Breitbandausbau
ist eine Herausforderung ohne Ende.
Die Bundesregierung gibt in den nächs-
ten fünf Jahren eine Milliarde dafür aus.
Oberösterreich hat noch einmal 100
Millionen draufgelegt. Damit werden
wir nicht den Vollausbau schaffen, aber
es ist doch eine enorme Kraftanstren-
gung und letztlich eine Fokussierung
der Aktivitäten der OÖ Landesregie-
rung, dass wir die Technologie der Ge-
genwart und noch viel mehr der Zu-
kunft eben auch ermöglichen. Unsere
Aufgabe wird sein, dass wir die Men-
schen jetzt schon so weit mitnehmen,
dass sie verstehen, dass es heute uner-
lässlich ist, diese Versorgung zu haben.
Zudem müssen wir die neuen digitalen
Qualifikationen von Mitarbeitern för-
dern, um den künftigen Anforderungen
gerecht werden zu können.  

OÖGZ:
Ihr zukünftiges Ressort betrifft in vielerlei
Hinsicht die Städte und Gemeinden unse-
res Bundeslandes. Wo sehen Sie hier die
größten gemeinsamen Potenziale?

Gen.-Dir. Achleitner:
Wir haben auf verschiedenen Ebenen
dieselben Problemstellungen und nur
gemeinsam können wir die Probleme
auch lösen und uns zukunftsfit ma-
chen. Ich glaube, dass wir auf einer
sehr wertschätzenden Basis einer Zu-
sammenarbeit miteinander umgehen
müssen, uns da und dort wo es schwie-
rig ist und wo Veränderungen notwen-
dig sind, gegenseitig Verständnis abrin-
gen müssen. Aber dann gemeinsame
Strategien zu entwickeln und auf jeder
Ebene in dieselbe Richtung zu mar-
schieren, das ist die Aufgabe aller Ebe-
nen. Das alte Spiel der Ebenen, dass die
eine Ebene sich bei der anderen ab-
putzt, egal ob Gemeinden beim Land,
das Land beim Bund, der Bund bei der
EU, das bringt uns keinen Millimeter
nach vorne. Auch wenn alle beschlie-
ßen, es muss alles so bleiben wie es ist,
wird sich die Welt nicht daran halten.

Nur gemeinsam können wir die Probleme lösen
Interview mit Generaldirektor Markus Achleitner
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Damit haben wir die Veränderungen
aktiv zu gestalten, das ist unsere ge-
meinsame Aufgabe und da freue ich
mich sehr auf die Zusammenarbeit mit
den Gemeinden und Städten und bin
sicher, dass wir Oberösterreich insge-
samt gut weiterentwickeln werden. 

OÖGZ:
Können Sie uns schon etwas über Ihre
Prioritäten und Schwerpunkte im neuen
Amt verraten?

Gen.-Dir. Achleitner:
Im Detail werde ich das nach meinem
Antritt machen, aber eines ist ganz klar,
Digitalisierung wird ein Schwerpunkt in
allen Dimensionen sein, von der Infra-
struktur über die Ausbildung, über die
Fähigkeiten. Der zweite Punkt wird
Qualifizierung sein. Wir brauchen Qua-
lifizierungsmaßnahmen auf allen Ebe-
nen, weil uns die Fachkräfte fehlen.
Schon jetzt sagen 80 % der Betriebe, sie
könnten mehr wirtschaften, wenn sie
die Leute dafür hätten. Das heißt, hier
haben wir eine unglaubliche Chance,
aber auch Herausforderung. Wir wer-
den mit veralteten Lehrplänen aber
nicht die heutigen Arbeitswelten abbil-
den können. Und das dritte ist, dass wir
letztlich intensiv in die Zukunft investie-
ren müssen. Da geht es um eine adä-
quate Energieversorgung gepaart mit
dem Fokus auf erneuerbare Energie-
quellen, um neue Ansätze in der Raum-
ordnung, wo natürlich gegensätzliche
Interessen aufeinanderprallen, wo man
einerseits das Land der Möglichkeiten
natürlich mit neuen Betrieben etc stär-
ken und fördern will, auf der anderen
Seite muss man beim Flächenver-
brauch natürlich schon aufpassen, weil
wir gerade in solchen Sommern wie
heuer sehen, was es heißt, wenn wir
Probleme durch den klimatischen Wan-
del bekommen. Dann denke ich an die
ganze E-Mobilität und daran, was da
auf die Städte in der Versorgung und in
den Verkehrsflüssen zukommt. Es wer-
den manche Geschäftsmodelle neu de-
finiert werden, andere werden wegfal-
len. Das heißt, wir werden ein Bündel
an Maßnahmen haben, wenn ich an die
Forschung und Entwicklung denke. For-

schung und Entwicklung muss der
Turbo für den Wirtschaftsstandort sein.
Daher das volle Engagement in Rich-
tung Johannes Kepler Universität und
in die Fachhochschulen, die beide un-
terschiedliche, aber sich ergänzende
Aufgaben wahrnehmen müssen. Da zu
investieren, unser mittelfristiges Ziel
sind 4 % Forschungsquote insgesamt
mit allen Playern. Das ist Investment in
die Zukunft und das wird ein Schwer-
punkt sein. 

OÖGZ:
Worauf freuen Sie sich in Ihrer neuen
Rolle am meisten, wovor haben Sie den
größten Respekt?

Gen.-Dir. Achleitner:
Ich freue mich am meisten darauf, dass
ich in den vielen Bereichen mit dazu
beitragen kann, dass es unseren Kin-
dern und Enkeln künftig genauso gut
geht wie uns heute in Oberösterreich.
Und dass wir in den verschiedensten
Bereichen, die wir gerade angespro-
chen haben, die Maßnahmen dazu set-
zen können, das motiviert ungemein,
denn Oberösterreich ist einfach das
schönste Land dieser Welt. Und das ge-
meinsam mit Thomas Stelzer und dem
gesamten Team mitgestalten zu kön-
nen, darauf freue ich mich sehr. Der
größte Respekt gebührt wahrscheinlich
dem Kalender. Das bekomme ich seit
dem halben Jahr meiner quasi Doppel-
rolle als Eurothermen-Chef und desig-
niertem Wirtschafts-Landesrat schon

zu spüren. Wichtig wird sein, dass man
einerseits den direkten Bezug zu den
Menschen nicht verliert und auf der an-
deren Seite die richtigen Entscheidun-
gen trifft und so erklärt, dass man
größtmögliche Zustimmung dafür er-
hält. 

OÖGZ:
Ihre große Leidenschaft ist die Musik –
wird dafür noch Zeit bleiben?

Gen.-Dir. Achleitner:
Ich habe bei meinem Antritt schon ge-
sagt, den Achleitner gibt’s nur so wie er
ist. Das heißt, er gibt seine Familie,
Freunde, die Musik und den Humor
nicht bei der politischen Eingangstür
ab. Die Musik bleibt fester Bestandteil,
denn genau dort weiß man, wie es
draußen in den Gemeinden, in den
Städten zugeht. Wo drückt der Schuh
wirklich? Wo haben wir etwas zu tun?
Ich spiele als Ausgleich weiterhin
Schlagzeug bei der Musikkapelle, ich
bleibe auch Obmann und das muss der
Kalender zulassen.

OÖGZ:
Wir gratulieren noch einmal herzlich,
wünschen einen guten Start und freuen
uns auf die Zusammenarbeit. Herzlichen
Dank, dass Sie sich Zeit genommen
haben.

Gen.-Dir. Achleitner:
Vielen Dank. Ich freue mich auch auf
die Zusammenarbeit.
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Wirtschaftsreferent LH-Stv. Dr.
Strugl: „Oberösterreich konnte
damit insgesamt bereits 155 Mio
Euro an Förderungen aus der Breit-
band-Milliarde des Bundes abho-
len“.

„Das intensive Engagement des Landes
OÖ mit dem OÖ Breitbandbüro und
der Fiber Service OÖ trägt Früchte: Ins-
gesamt konnte Oberösterreich mit sei-
nen Projekten bereits 155 Mio Euro an
Förderungen aus der Breitband-Milli-
arde des Bundes abholen. Alleine bei
der aktuellen Ausschreibung des Ac-
cess-3-Förderprogramms erhielten die
von Oberösterreich eingereichten Pro-
jekte 64 Mio von insgesamt 109 Mio
Euro, die vom Bund an Förderungen
vergeben wurden“, betont Wirtschafts-
referent Landeshauptmann-Stv. Dr. Mi-
chael Strugl. Im Access-Programm wird
der unmittelbare Breitband-Anschluss
von Wohnsitzen gefördert. „Mit diesen
64 Mio Euro Förderungen aus der Breit-
band-Milliarde wird ein Projektvolumen
von fast 100 Mio Euro zum Breitband-
ausbau in Oberösterreich ausgelöst“,
unterstreicht LH-Stv. Strugl.

„Dass unser Bundesland überdurch-
schnittlich viel an Breitband-Förderun-
gen des Bundes abholen kann, liegt
auch an der intensiven Beratungs- und
Vernetzungsarbeit des Breitbandbüros
des Landes OÖ“, so LH-Stv. Strugl. Das
von DI Horst Gaigg geführte OÖ Breit-
bandbüro berät Provider und Gemein-
den gleichermaßen bei der Erarbeitung
von Breitbandausbau-Projekten sowie
bei der Projekteinreichung für die ver-
schiedenen Förderprogramme des
Bundes. „Auch die vom Land OÖ ge-
gründete Fiber Service OÖ ist bei dieser
Access-3-Ausschreibung erfolgreich
dabei, sie konnte mit ihren Projekten,
die insgesamt ein Volumen von mehr
als 37 Mio Euro aufweisen, Förderun-
gen des Bundes in Höhe von mehr als
24 Mio Euro lukrieren“, erläutert LH-Stv.
Strugl. Die Landesgesellschaft Fiber
Service OÖ, die von DI Martin Wachutka
geleitet wird, soll mit einem Budget von
100 Mio Euro in den nächsten fünf Jah-
ren den Ausbau von Glasfaser-Infra-
struktur im ländlichen Raum vorantrei-
ben, dort wo sich der Ausbau für kom-
merzielle Anbieter nicht rechnet. „Ein
wichtiger Erfolgsfaktor sind auch die
Anschlussförderungen des Landes OÖ

an die Breitband-Förderungen des
Bundes, die einen wesentlichen Len-
kungseffekt für den Glasfaser-Ausbau
in Oberösterreich bewirken“, erklärt LH-
Stv. Strugl. Durch die Anschlussförde-
rungen des Landes erhöht sich die
mögliche Förderquote bei Breitband-
Projekten auf bis zu 75 %.

Vor kurzem hat der Bund bereits die
nächste Ausschreibung im Rahmen sei-
ner Breitband-Förderungen gestartet:
„Im Rahmen der Leerrohr-Ausschrei-
bung 6 wird die Mitverlegung von Leer-
rohr-Infrastruktur bei Bauprojekten ge-
fördert, um eine spätere Verlegung von
Breitbandleitungen zu erleichtern und
die Kosten dadurch zu reduzieren.
Dabei wurde auch eine wesentliche
Forderung aus Oberösterreich umge-
setzt, indem die Laufzeit durch meh-
rere Stichtage auf nunmehr 6 Monate
verlängert worden ist. Ich appelliere an
die Provider und Gemeinden in Ober-
österreich, sich auch an dieser und den
weiteren noch für heuer angekündig-
ten Ausschreibungen im Rahmen der
Breitband-Milliarde des Bundes zu be-
teiligen“, betont LH-Stv Strugl.

155 Millionen für Breitband in OÖ

■ Entwurf zur neuen „ÖROK-Emp-
fehlung zur Stärkung von Orts-
und Stadtkernen in Österreich“

Allgemein wird vorausgeschickt, dass
die empfohlenen Maßnahmen zur Stär-
kung der Orts- und Stadtkerne generell
zu begrüßen sind. Besonders positiv
sehen wir die Empfehlungen, wonach
es Vereinfachungen und Erleichterun-
gen in den Planungs- und Bewilligungs-
verfahren sowohl für die Gemeinden
als auch für die Projektanten geben
soll, ebenso wie den Ansatz, entspre-
chende Förderinstrumente für die Stär-
kung der Orts- und Stadtkerne bereit-
zustellen. 

Zur Erreichung der gewünschten Ziele
bedarf es zweifelsfrei entsprechender
Vorgaben auf bundes- und landesge-
setzlicher Ebene, jedoch wird besonde-
res Augenmerk darauf zu legen sein,
dass damit die Planungs- und Entschei-
dungskompetenzen auf Ebene der Ge-
meinden weder direkt noch indirekt
eingeschränkt werden. 
Es fällt aber auch auf, dass zahlreiche
der genannten Vorschläge, insbeson-
dere im Bereich der regionalen Zusam-
menarbeit (Regionalkonferenz der Bür-
germeister, Erstellung regionaler räum-
licher Entwicklungskonzepte für Teil-
räume) in der Realität bereits umge-
setzt sind. 

Obwohl unbestrittener Maßen der
„Orts- und Stadtkernstärkung“ eine
hohe Bedeutung zukommt, wird be-
zweifelt, dass diese auch einer entspre-
chenden landesverfassungsrechtlichen
Regelung bedarf. Es sollte im Hinblick
auf die hohe Zahl anderer gesell-
schaftspolitisch gleichwertiger Zielset-
zungen, die dann ebenfalls in die Lan-
desverfassungen aufgenommen wer-
den müssten, nochmals überdacht
werden. 

Den vollständigen Text dieser Stellung-
nahme finden Sie auf unserer Homepage
www.ooegemeindebund.at unter Neu und
Aktuell.

Stellungnahme des Österreichischen Gemeindebundes
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Digitalisierung ist einer der großen
Megatrends unserer Zeit. Die OÖ.
Zukunftsakademie und der OÖ Ge-
meindebund kooperieren bei die-
sem zentralen Zukunftsthema. Bei
der Veranstaltung „Kommunale Zu-
kunftsgespräche“, die Ende Okto-
ber in Linz stattfand, stand dieses
Thema im Mittelpunkt. Die Bro-
schüre „Chance Digitalisierung –
Ideen für Gemeinden und Regionen“
zeigt zahlreiche Praxisbeispiele,
Chancenfelder und Anknüpfungs-
punkte.

Chancen in Gemeinden und Regio-
nen nutzen

Der Digitalisierung wird bei der Stär-
kung ländlicher Regionen und bei der
Bewältigung ihrer zentralen Herausfor-
derungen wie der älter werdenden Ge-
sellschaft, dem Bevölkerungsrückgang
sowie dem Rückzug von Versorgungs-
angeboten aus der Fläche enormes Po-
tenzial zugesprochen. Sie bietet die
Möglichkeit, den ländlichen Raum
als Wohn- und Arbeitsort attraktiv
zu erhalten, indem sie moderne
Versorgungsangebote, Erwerbs-
möglichkeiten, Gesundheits-, Bil-
dungs- und Mobilitätsangebote in
die Regionen bringt.
Eine leistungsfähige Breitband -
anbindung in der Fläche ist die
Grundvoraussetzung für die Di-
gitalisierung in ländlichen Re-
gionen. Gemeinden benötigen
fachkundiges Personal, quasi
einen ‚Chief Digital Officer‘ und
den Mut zur Entwicklung von
digitalen Gesamtstrategien.
Gemeindeübergreifende Digi-
talisierungsprojekte können
helfen, Fachpersonal effi-
zient einzusetzen. 
Die Herausforderung be-
steht darin, die Breitband-
verfügbarkeit gewinnbrin-
gend für Gemeinden und
Bürger/innen zu nutzen.
Die zwei wesentlichen An-
knüpfungspunkte sind die
Aufrechterhaltung bzw
die Verbesserung der
wirtschaftlichen Situa-

tion   sowie der Daseinsvorsorge, infor-
mierte Bettina Williger von der Fraun-
hofer Gesellschaft in Nürnberg. 

Digitale Dörfer in Bayern

Ein Blick über Oberösterreich hinaus
ermöglicht es, digitale Dörfer in Bayern
kennenzulernen. Ziel der bayerischen
Initiativen ist es, Handlungsansätze, die
sich durch die Digitalisierung bieten,
aufzugreifen und in Modellprojekten zu
erproben. Die Fraunhofer Gesellschaft
begleitet bayerische Gemeinden und
Regionen dabei. Mithilfe von neuen di-
gitalen Anwendungen in den Lebens-
bereichen Nahversorgung, Medizin und
Pflege, Mobilität, Wohnen und Bildung
werden Lösungen entwickelt, um die
Versorgung attraktiv zu gestalten und
so eine hohe Lebensqualität in ländli-
chen Regionen zu bieten. Die Gemein-
deverbünde Steinwald-Allianz und
Spiegelau-Frauenau sind Modellregio-
nen der ersten Stunde. Daneben gibt
es ein digitales Gesundheitsdorf im
Oberen Rodachtal sowie digitale Alpen-

dörfer, die die Attraktivität des alpinen
ländlichen Lebensraums in Bayern stei-
gern sollen. 

■ 1.000 Möglichkeiten – 100 Bei-
spiele in der neuen Broschüre: 

Chance #Digitalisierung – Ideen für
Gemeinden und Regionen

Mit mehr als hundert Beispielen zeigt
diese Broschüre ein breites Spektrum
konkreter und praxisnaher digitaler An-
wendungsmöglichkeiten auf. Sie soll
Verantwortliche und Multiplikatoren/
innen inspirieren, die Chancen der Di-
gitalisierung zu erkennen und konkrete
Schritte für einen modernen ländlichen
Raum in Angriff zu nehmen. Die OÖ Zu-
kunftsakademie, die Fachhochschule

Oberösterreich (Campus Steyr)
und der OÖ Gemeinde-
bund haben bei der
Sammlung der Beispiele
Wert darauf gelegt, am
heute bereits Machbaren
anzusetzen. 
Die Bandbreite an Möglich-
keiten ist groß und reicht
von der digitalen Amtstafel
über smarte Straßenlater-
nen, die Vernetzung des örtli-
chen Handels mit der Region
bis hin zu Smart Work, E-Lear-
ning und digitalen medizini-
schen Services.
Wenn möglichst viele der 440
Gemeinden einige der 100 Vor-
schläge umsetzen, dann wird
die Digitalisierung an vielen
Orten zur realen Chance. 

Weitere Beispiele finden Sie in der
Broschüre: 
https://www.ooe-zukunftsakade-
mie.at/chance_digitalisierung.pdf

Digitalisierung als Chance für den ländlichen Raum
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Interessenvertretung ist immer
das Erreichen von Kompromissen
und damit selten das vollständige
Durchsetzen der eigenen Position,
die wir aber immer klar auf den
Tisch legen (siehe Seite 11).

Wenn man sich nur zwischen zwei alles
andere als optimalen Optionen ent-
scheiden kann, verwendet man als
Sinnbild, man habe nur die Wahl zwi-
schen „Pest oder Cholera“. So schlimm
ist es natürlich nicht, wenn der OÖ Ge-
meindebund mit seinen Partnern ins-
besondere auf Bundes- und Landes-
ebene verhandelt und für seine Positio-
nen wirbt.

Aber oft steht man vor der Frage, wie
viel Verhandlungserfolg man durch ent-

sprechend aggressives und kantiges
Auftreten aufs Spiel setzen soll. Es ist ja
klar, dass es nicht darum gehen kann,
sich in einem Fall mit allen zur Verfü-
gung stehenden Mitteln durchzuset-
zen. Bund, Länder und Gemeinden sind
miteinander auf Dauer verbunden und
aufeinander angewiesen. Es braucht
daher eine nachhaltige und belastbare
Basis mit unseren Partnern gerade und
insbesondere auf Landes- und Bundes-
ebene. Unsere Aufgabe ist das gemein-
same Lösen einer Unzahl offener Fra-
gen und wichtiger Probleme.

Es ist verständlich, dass es manchmal
die durchaus berechtigte Forderung
unserer Mitglieder nach einem Auf-
schrei ihrer Interessenvertretung gibt.
Und tatsächlich wurde unser Auftreten

gerade in letzter Zeit von Partnern
wörtlich wiederholt als „beinhart“ be-
schrieben. Was aber im Interesse der
Sache nie aufs Spiel gesetzt werden
darf, ist die gemeinsame Gesprächsba-
sis. Das wäre verantwortungslos und
unprofessionell. Die Sache und das Er-
gebnis müssen im Interesse unserer
Bürgerinnen und Bürger im Vorder-
grund stehen, auch wenn die Emotio-
nen bisweilen hochgehen und oft ver-
ständlicher Frust bei den Gemeindever-
tretern entsteht. 

Gemeinsam an für alle Betroffenen
tragbaren und tragfähigen Lösungen zu
arbeiten, ist für uns daher auch in Zu-
kunft alternativlos.

Nicht zwischen Pest und Cholera, son-

OÖ GEMEINDEZEITUNG NOVEMBER 201810
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Insekten sind Pflanzenbestäuber, Schädlingsbekämpfer und Futter für andere Tiere.
Immer weniger intakte Böden und naturbelassene Flächen drängen sie jedoch zurück
und gefährden damit unser Ökosystem. Gemeinsam schaffen wir die Trendwende!
Mehr Infos auf www.umwelt-landesrat.at

OÖ blüht auf ist eine Initiative des
oberösterreichischen Umweltlandesrates.

Pest oder Cholera

OÖGZ_November.qxp_Layout 1  31.10.18  13:43  Seite 10



NOVEMBER 2018 OÖ GEMEINDEZEITUNG 11

„In einem Bundesstaat ist es so wie
im Leben. Das Gute sollten wir bei-
behalten, was sich jedoch überlebt
hat, müssen wir modernisieren.
Heute haben wir einen ersten gro-
ßen Schritt hin zu einem modernen
Staatsaufbau gemacht, der auch
ein klares Bekenntnis zu einem mo-
dernen Föderalismus beinhaltet“,
zeigt sich Oberösterreichs Landes-
hauptmann Thomas Stelzer über
das Ergebnis der Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe zur Kompetenzbereini-
gung erfreut.

LH Stelzer ist neben Wiens Bürgermeis-
ter Michael Ludwig und den Landes-
hauptleuten Günther Platter (Tirol) und
Hans Niessl (Burgenland) Ländervertre-
ter in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe
zur Kompetenzbereinigung. 

In dieser konnten neun der zwölf Kom-
petenzen aus dem Artikel 12 (Grund-
satz- und Ausführungsgesetzgebung)
der Bundesverfassung neu zugeordnet
werden, aber auch die Einigung gefun-
den werden, antiquierte wechselseitige
Zustimmungsrechte zwischen Bund

und Ländern abzuschaffen. So gibt es
etwa noch ein Zustimmungsrecht des
Bundes bei der Bestellung von Landes-
amtsdirektoren oder die Möglichkeit,
dass Länder Einsprüche bei Änderung
der Gerichtssprengel einlegen. Fallen
sollen auch die Zustimmungsrechte
des Bundes zu Landesgesetzen, durch
die die Behördenorganisation der allge-
meinen staatlichen Verwaltung in den
Ländern geändert wird, aber auch das
Zustimmungsrecht zu einem Landesge-
setz, mit dem Städten ein eigenes Sta-
tut verliehen wird. 

Die vorliegende Einigung sieht auch
vor, dass die Kinder- und Jugendhilfe
gänzlich in die Kompetenz der Länder
fallen soll. Hier wollen die Bundeslän-
der das bisherige Schutzniveau über
eine Bund-Länder-Vereinbarung (Art
15a B-VG Vereinbarung) sicherstellen.
Die drei noch offenen Kompetenzberei-
che des Artikel 12 (Armenwesen, Kran-
kenanstalten und Elektrizitätswesen)
sollen bis zum Frühjahr des nächsten
Jahres geklärt werden. Erfreulich sei
auch, so der Landeshauptmann, dass
die verfassungsrechtlichen Schranken

für eine intensivere Zusammenarbeit
zwischen Bezirkshauptmannschaften
und Magistraten, bei deren Umsetzung
Oberösterreich aufgrund des Bundes-
verfassungsgesetzes erst kürzlich an
die Grenzen des rechtlich Möglichen
gestoßen ist, fallen sollen.

„Auch wenn noch ein gutes Stück Weg
vor uns liegt, haben wir heute ein wich-
tiges Etappenziel erreicht. In den letz-
ten Jahrzehnten wurde viel von Bun-
desstaatsreformen gesprochen, geän-
dert hat sich jedoch kaum etwas. Denn
in der Vergangenheit wurde um jede
Kompetenz wie am Basar gefeilscht,
heute haben wir uns angesehen, wel-
che Gebietskörperschaft was besser,
schneller und effizienter erledigen
kann. Das ist der neue, erfrischende
und Erfolg bringende Zugang in dieser
Diskussion“, so LH Stelzer und betont:
„Ich bin zuversichtlich, dass uns noch
ein weiterer Wurf gelingen wird und wir
den Kompetenzdschungel zur Gänze
lichten werden. Wir Länder werden
weiterhin starke und verlässliche Re-
formpartner sein.“

Kompetenzbereinigung

dern zwischen gutem und faulem Kom-
promiss muss man sich entscheiden.
Auch gute Kompromisse sind selten be-
geisternde Ergebnisse, und zwar für
keine Seite. Aber sie sind die einzig
mögliche Basis einer guten Zukunft für
unser Land, unsere Gemeinden und
unsere Menschen.

Diese Broschüre ist auf unserer 
Homepage www.ooegemeindebund.at 

verfügbar.
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Ausbildung statt Abschiebung
„Ausbildung statt Abschiebung“ –
immer mehr Gemeinden unterstüt-
zen die Initiative und verabschieden
Resolutionen an die Bundesregie-
rung

100 Gemeinden mit 2,7 Millionen Ein-
wohner/innen, 1.000 Unternehmer/-
innen und mehr als 63.000 Privatperso-
nen haben sich überparteilich in der
Initiative „Ausbildung statt Abschie-
bung“ zusammengeschlossen, um eine
Lösung der Vernunft für die Beibehal-
tung des Lehr-Zugangs für Asylwer-
bende sowie gegen deren Abschiebung
noch während der Ausbildung zu for-
dern. 

Von einer guten Lösung für Lehrlinge
würden alle profitieren: Die Betroffe-
nen selbst, die eine abgeschlossene
Ausbildung vorweisen könnten, die Un-
ternehmen, die jetzt schon viel inves-
tiert haben und dringendst Fachkräfte
benötigen, und die Gesellschaft insge-
samt durch einen abgesicherten Wirt-
schaftsstandort und gelingende Inte-
gration.

Die Bundesregierung hat aber den so-
genannten „Hundstorfer-Erlass“, wo-
nach Asylwerber/innen in Mangelberu-
fen eine Lehr-Ausbildung absolvieren

dürfen, aufgehoben. Und später Wort-
bruch begangen: Auch Abschiebungen
während der Ausbildung sollen nun
stattfinden.

In einer repräsentativen Befragung des
SORA-Instituts in Österreich zum
Thema „Asylwerbende in Mangelberu-
fen“ sprechen sich 79% der Befragten
eher dafür aus, dass junge Asylwerber/-
innen die Ausbildung fertig absolvieren
dürfen, nur 15% sind für sofortige Ab-
schiebungen.

Oberösterreichs Landeshauptmann
hat gegenüber der APA bedauert, dass
„keine Lösung mit Hausverstand“ ge-
funden wurde und auch der oö Wirt-
schaftslandesrat hat gegenüber der Be-
zirksrundschau festgehalten, dass
damit die „schlechteste aller Lösungen“
gefunden wurde.

Alleine in Oberösterreich haben bereits
80 Gemeinden Beschlüsse zu „Ausbil-
dung statt Abschiebung“ gefasst und an
die Bundesregierung verabschiedet.

Nähere Infos sowie ein Musterantrag zum
Download auf www.ausbildung-statt-ab-
schiebung.at

Prominente 
UnterstützerInnen von

Ausbildung statt 
Abschiebung
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Was vor 30 Jahren die Luftver-
schmutzung war, ist heute für die
aktuelle Umweltpolitik die Lichtver-
schmutzung: Ein neues Umwelt-
thema mit akutem Handlungsbe-
darf und akuten Auswirkungen auf
Gesundheit und Natur.

Denn lange stand die künstliche Be-
leuchtung unter dem Motto „mehr
Licht“. Das Ziel muss jedoch „besseres
Licht“ sein. Licht, das uns hilft, besser
zu sehen ohne zu blenden, die Gesund-
heit zu bewahren, die Verkehrssicher-
heit zu gewährleisten, die Umwelt nicht
unnötig aufzuhellen, die Tierwelt nicht
zu stören und große Mengen Energie
zu sparen und damit das Klima zu
schützen.

Oberösterreich ist international
Vorreiter beim Engagement gegen
Lichtverschmutzung:

■ wir haben ein eigenes Messnetz
etabliert, um die Entwicklungstrends
zu kontrollieren

■ wir haben einen eigenen Leitfaden
für die richtige Lichtinstallation im
öffentlichen Raum entwickelt, der
heute österreichweit angewendet
wird

■ wir veranstalten europaweit erst-
mals einen Umweltkongress zu dem
Thema

■ wir haben mit Kirchschlag bei Linz
und Steinbach am Attersee die ers-
ten Vorzeige-Gemeinden für die
richtige Beleuchtung im öffentlichen
Raum

■ wir haben einen eigenen Info-Film
über „besseres Licht“ erstellt

■ und gehen jetzt in die Fläche: Mit
einem schrittweisen Umbau der Be-
leuchtung in Gemeinden, mit der Er-
richtung erster Dark-Sky-Parks, mit
Bewusstseinsbildung

LR Anschober dazu: „Ich freue mich,
dass wir in OÖ tolle Expert/innen
haben, die das Thema „Lichtverschmut-
zung“ bzw „Besseres Licht“ seit Jahren
bearbeiten und nun beim OÖ Umwelt-
kongress erstmals groß für die interes-
sierte Öffentlichkeit thematisieren.
Unser allgemeines Bewusstsein für
Stärken und Schwächen von Licht, für
einen gesunden und möglichst natur-
freundlichen Umgang ist noch recht ge-
ring.
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LR Anschober, Bgm. Dr. Deim und 
Ing. Kaineder (Abt. Umweltschutz 
des Landes OÖ) bei der Eröffnung der
neuen Beleuchtung in Kirchschlag 
bei Linz unter dem Motto ‚Licht im
Einklang mit Mensch und Natur‘

A g’scheites Licht4 Gemeinden – 
1 Amtsleiter

Die Gemeinden Michaelnbach,
Pötting, St. Thomas und Poll ham
schließen sich zur Verwaltungs-
gemeinschaft „Huium“ zusam-
men.

Ziel dieser Verwaltungsgemein-
schaft ist es, den Bürgern noch
mehr Service und Qualität bei den
Leistungen zu bieten. Eine Fusion
kommt für die Bürgermeister nicht
in Frage. Die vier Gemeindeämter
bleiben erhalten, wobei sich die
Mitarbeiter auf Aufgabengebiete
spezialisieren, die sie für die drei
anderen mit übernehmen. In jedem
Gemeindeamt wird es außerdem
eine Bürgerservicestelle geben. 
Der gemeinsame Amtsleiter der
vier Gemeinden wird seinen Sitz in
Pollham haben. Die bisherigen
Amtsleiter werden Standortleiter in
den anderen drei Gemeinden und
behalten ihre Gehaltseinstufung.
Langfristig bringt die gemeinsame
Amtsleitung Einsparungen, da bei
der Nachbesetzung die Standortlei-
ter niedriger eingestuft werden.

Hö
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Die Landeshauptleute betonen die
Bedeutung der Länder für die Ent-
wicklung Österreichs. Die Zukunft
Europas sehen sie in starken Regio-
nen einer modernen Europäischen
Union.

Anlässlich des Jubiläums „100 Jahre Re-
publik Österreich" unterzeichneten die
Landeshauptleute bei einer außeror-
dentlichen Landeshauptleutekonferenz
in Wien eine gemeinsame Erklärung.
Bereits am 21. Oktober 1918 wurde im
heutigen Palais Niederösterreich mit
der Konstituierung einer provisori-
schen Nationalversammlung der Be-
ginn zur Gründung der Republik ge-
setzt.

„Die Länder haben bei der Gründung
eine wichtige Rolle gespielt und werden
es auch in Zukunft tun. Denn der Föde-
ralismus ist seit der Gründung unserer
Republik ein Garant für ein starkes und
erfolgreiches Österreich. Wir Länder
werden diesen Weg gemeinsam und
konsequent weitergehen“, so Landes-
hauptmann Mag. Thomas Stelzer. 

„Mit dieser Erklärung bringen wir auch
zum Ausdruck, welche Bedeutung die

Länder für den Gründungsprozess und
für die weitere Entwicklung Österreichs
als Bundesstaat haben. Der Föderalis-
mus steht für die Vielfalt Österreichs,
aber auch für das besondere Miteinan-
der, das den erfolgreichen Weg aus-
zeichnet – für ein Miteinander, das ge-
rade auch in Form der Landeshauptleu-
tekonferenz gelebt wird“, so Landes-
hauptmann Hans Niessl, Vorsitzender
der Landeshauptleutekonferenz.

Die „Erklärung der Landeshaupt-
leute anlässlich 100 Jahre Republik
Österreich“ im Wortlaut:

„Während der Monarchie war es den
Kronländern mittels kaiserlich dekretier-
ter Landesordnungen untersagt, unterei-
nander in Kontakt zu treten. Es waren die
Länder, die nach dem Ersten Weltkrieg
und mit dem Ende der Donaumonarchie
im Jahr 1918 initiativ wurden. So konnte
unter Mitwirkung von Länderkonferenzen
zur Etablierung der Republik und zum
Verfassungswerdungsprozess maßgeblich
beigetragen werden.
Die Landeshauptleute betonen daher – im
Bewusstsein der aus einer föderalen Zu-
sammenarbeit entstehenden Vorteile –
das „Miteinander“, das seit 1918 zum Pos-

tulat der neuen Selbstständigkeit der Län-
der erhoben wurde.
Seit 1918 hat sich die Republik Österreich
trotz schrecklicher historischer Ereignisse
und schwieriger Herausforderungen her-
vorragend entwickelt. Maßgeblich dazu
beigetragen haben die österreichischen
Bundesländer, die zum Wohle der Repu-
blik Österreich stets das Gemeinsame
über das Trennende stellten.
Die Landeshauptleute unterstreichen an-
gesichts der folgenschweren Ereignisse
der letzten 100 Jahre die Grundprinzipien
unserer Republik wie Demokratie, Födera-
lismus und Grundrechte, die sich bis
heute bewährt haben und auch weiterhin
zukunftsweisend sind.
Nur starken Regionen, die demokratische
Entscheidungen nah an ihren Bürgerin-
nen und Bürgern treffen, wird es nachhal-
tig gelingen, den Mehrwert des europäi-
schen Projekts zu vermitteln, den europäi-
schen Gedanken zu stärken und eine ge-
meinschaftliche Vision zu entwickeln.
Die Landeshauptleute sehen die Zukunft
Europas in den starken Regionen einer
modernen und zukunftsorientierten Euro-
päischen Union, von der der Gedanke der
Demokratie, des Friedens und der Sicher-
heit ausstrahlt.“

Erklärung der Landeshauptleute anlässlich
„100 Jahre Republik Österreich“

Außerordentliche Landeshauptleutekonferenz im Palais Niederösterreich: Dr. Wilfried Haslauer (Salzburg), Mag. Thomas Stelzer 
(Oberösterreich), Dr. Peter Kaiser (Kärnten), Mag. Johanna Mikl-Leitner (Niederösterreich), Vorsitzender Hans Niessl (Burgenland), 
Dr. Michael Ludwig (Wien), Günther Platter (Tirol), Mag. Markus Wallner (Vorarlberg), Hermann Schützenhöfer (Steiermark)
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Zahlreiche Ehrengäste, darunter
Angehörige und Nachkommen von
Opfern der NS-Euthanasie, sowie di-
plomatische Vertreterinnen und
Vertreter aus 19 Ländern fanden
sich am 1. Oktober 2018 im Lern-
und Gedenkort Schloss Hartheim
ein, um der rund 30.000 Opfer zu
gedenken.

Landeshauptmann Mag. Thomas Stel-
zer betonte in seiner Rede die große
Bedeutung des Ortes, nicht nur in Hin-
blick auf das Gedenken an die Opfer,
sondern auch als Ort der Vermittlung
und des Lernens: „Die Gedenkfeier in
Schloss Hartheim ist ein sichtbares Zei-
chen dafür, dass sich das Land Ober-
österreich zu seiner Verantwortung, die
aus seiner Geschichte wächst, bekennt.
Ein Leben in Frieden und Wohlstand
kann nur gelingen, wenn man sich der
Geschichte in vollem Umfang bewusst
ist – auch der dunklen Kapitel.“ Ober-
österreich habe in diesem Bereich eine
Vorreiterrolle eingenommen, denn kein
anderes Bundesland verfüge über eine
derart lückenlose zeitgemäße Doku-
mentation, so der Landeshauptmann
weiter und ergänzt: „Wesentlicher Um-
gang mit unserer Vergangenheit war
immer Schloss Hartheim.“

Die Gedenkrede hielt der Bischof der
Diözese Linz, Dr. Manfred Scheuer. Er
wies auf die Entstehung von Hass und
Vernichtung hin. Ein Denken, das ab-
und entwertet, das verachtet, den Men-
schen ihren Wert entzieht, gehe den
Taten voraus. „An der Wurzel von Ter-
ror und Barbarei stand nicht selten die
Anmaßung absoluter Macht über
Leben und Tod, stand die Verachtung
des Menschen, in der Nazizeit die Ver-
achtung von Behinderten und Zigeu-
nern, die Verachtung von politischen
Gegnern, die Verachtung von Traditio-
nen, die im jüdischen Volk lebten und
leben, die Verachtung der ‚anderen’.
Diese Verachtung hat sich aller Kräfte,
auch die der Wissenschaften, der Me-
dizin, der Ökonomie und sogar der Re-
ligion bedient.“

Bischof Scheuer warnte in seiner Rede
vor einem reinen Kosten-Nutzen-Den-
ken in der Gesellschaft: „Von der Medi-

zin her wurde lebenswertes und le-
bensunwertes Leben definiert und se-
lektiert, es gab eine ökonomische Kos-
ten-Nutzen-Rechnung im Hinblick auf
die Ermordung von Behinderten.“ Der
Mensch dürfe nicht nur als junger, leis-
tungsfähiger und gesunder Mensch
einen Wert und eine Würde haben. 

Auf dem Friedhof der Opfer wurden
Gebete von Vertretern der katholischen
und der evangelischen Kirche sowie der
Israelitischen Kultusgemeinde gespro-
chen und Kränze niedergelegt. Für die
musikalische Gestaltung der Gedenk-
feier sorgte das Bläserquartett der Lan-
desmusikschule Alkoven.

Zum Ort und seiner Geschichte:

In Schloss Hartheim in Alkoven (OÖ)
war von 1940 bis 1944 eine NS-Eutha-
nasieanstalt untergebracht, in der na-
hezu 30.000 Menschen ermordet wur-
den. Sie waren teils Bewohner von Heil-

und Pflegeanstalten sowie Betreuungs-
einrichtungen, teils arbeitsunfähige KZ-
Häftlinge aus den Lagern Mauthausen,
Gusen, Dachau und Ravensbrück sowie
Zwangsarbeiter/innen.

1995 wurde der Verein Schloss Hart-
heim gegründet, dessen Ziel es war, in
Schloss Hartheim einen angemessenen
Ort der Erinnerung, des Gedenkens
und der gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzung zu schaffen. Im Jahr 2003
wurde aus Mitteln des Landes OÖ und
des Bundes mit der Gedenkstätte und
der Ausstellung „Wert des Lebens“ der
Lern- und Gedenkort Schloss Hartheim
errichtet.

Roberto Magni (Attaché der Botschaft Ita-
liens), Abt Reinhold Dessl (Stift Wilhering),
Berkan Bazarci (Generalkonsul der Türkei),
Dipl.-Ing. Dr. Adalbert Cramer (Zweiter
Präsident des OÖ Landtags), Landeshaupt-
mann Mag. Thomas Stelzer und Bischof Dr.
Manfred Scheuer (Diözese Linz).

Land OÖ bekennt sich zu geschichtlicher Verantwortung
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Die oberösterreichische Landesre-
gierung und der oberösterrei-
chische Landtag stehen für eine
übersichtliche Normenlandschaft
mit Hausverstand. Gemeinsam mit
unserem Regierungspartner haben
wir festgelegt, die Gesetze des Lan-
des Oberösterreich eingehend zu
evaluieren und zu verschlanken. 

Derzeit wird das OÖ Natur- und Land-
schaftsschutzgesetz überarbeitet. Der
entsprechende Novellenentwurf geht
demnächst in Begutachtung. Ziel ist
eine Vereinfachung und Deregulierung
von Verfahren – jedoch ohne Nachteil
für die Natur und Landschaft. 

„Wer immer alles auf Punkt und Bei-
strich reglementieren will, wirft sich nur
selbst Prügel vor die Füße. Vorschriften
müssen mit Augenmaß und Hausver-
stand erlassen werden und anwendbar
sein. Ich stehe für ein größtmögliches
Maß an Wahlfreiheit innerhalb der ge-
setzten gesetzlichen Grenzen. Mir ist
aber ebenso wichtig, dass die gesteck-
ten Ziele erreicht werden, ohne dass
der Schutz unserer einzigartig schönen
und artenreichen Natur in Oberöster-
reich dabei Schaden nimmt. Der Weg
dorthin darf aber nicht über unzählige
parallel laufende Verfahren und durch
ein unentwirrbares Dickicht aus Vor-
schriften führen, sondern soll transpa-

rent, effektiv und somit gangbar sein.
Nur so werden wir Oberösterreich als
einen attraktiven Lebensraum und
Wirtschaftsstandort erhalten und aus-
bauen können“, beschreibt Landes-
hauptmann-Stellvertreter Dr. Manfred
Haimbuchner den eingeschlagenen
Weg. 

„Deregulierung ist nicht nur ein Schlag-
wort für uns, sondern wir arbeiten aktiv
an einer Vereinfachung der natur-
schutzrechtlichen Rahmenbedingun-
gen. Wichtig ist mir, dass es dabei nicht
zu einer qualitativen Verschlechterung
unserer Landschaften in Oberöster-
reich kommt“, bringt Dr. Gottfried
Schindlbauer die Maßnahmen auf den
Punkt. 

Mit dem vorliegenden Entwurf der No-
velle zum OÖ Natur- und Landschafts-
schutzgesetz soll einerseits in einigen
Bereichen, insbesondere im Zusam-
menhang mit Forststraßenprojekten
und im Uferschutzbereich von Seen,
Flüssen und Bächen, eine Deregulie-
rung der naturschutzrechtlichen Be-
stimmungen erfolgen und andererseits
das Übereinkommen der UN-Wirt-
schaftskommission für Europa (UNECE)
über den Zugang zu Informationen, die
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entschei-
dungsverfahren und den Zugang zu
Gerichten in Umweltangelegenheiten

(„Aarhus-Konvention“) im europarecht-
lich gebotenen Ausmaß umgesetzt
werden. 

Als wesentliche Punkte dieses Ge-
setzentwurfs sind anzuführen: 

■ Bewilligungspflicht für Forststraßen
nur mehr in besonders sensiblen
Waldgebieten wie zB Schluchtwälder,
Auwälder, Wälder in Landschafts-
schutzgebieten, Europaschutzgebie-
ten, Naturschutzgebieten oder Wäl-
der, die einen hohen landschaftsprä-
genden Charakter haben. 
Dort, wo Wälder als Nutzwälder be-
wirtschaftet werden, sind Forststra-
ßen zur Holzbringung unerlässlich
und stellen auch aus Sicht des Natur-
schutzes keinen Eingriff in sensible
Gebiete dar. 

■ An Stelle der bisherigen Eingriffsrege-
lung im Uferschutzbereich von Seen
und Fließgewässern sollen be-
stimmte Vorhaben bewilligungs- oder
anzeigepflichtig werden, wobei eine
Angleichung der Bestimmungen in-
nerhalb und außerhalb der Ufer-
schutzzonen vorgesehen ist. Auf ge-
wässerspezifische Vorhaben wird
dabei zusätzlich Bedacht genommen. 
In geschlossenen Ortschaften wird
die Anzeige- oder Bewilligungspflicht
nicht oder nur für besondere Vorha-
ben gelten.
Für Gebäude sollen auch die verwal-
tungsvereinfachenden Instrumente
der Beteiligung der Naturschutzbe-
hörde an Baubewilligungsverfahren
oder der naturschutzfachlichen Vor-
prüfung im baubehördlichen Vorprü-
fungsverfahren wirksam werden und
damit die Anzeige- oder Bewilligungs-
pflichten für Bauvorhaben reduzie-
ren.
Mit den neuen Regelungen kann eine
Vielzahl von naturschutzbehördli-
chen Verfahren vermieden werden,
ohne aber das wichtige Schutzinte-
resse an Natur und Landschaft außer
Acht zu lassen. 

■ Die Aarhus Konvention ist ein völker-
rechtlicher Vertrag, der in bestimm-
ten Bereichen Beteiligungsrechte zur
Umsetzung eines effektiven Umwelt-

Neuerungen und Deregulierung im Naturschutz

Nach Abschluss eines Objektivierungs-
verfahrens wurde Ing. Gerald Neuba-
cher zum neuen Leiter der Abteilung
Naturschutz beim Land OÖ bestellt.
Neubacher übernimmt die Leitungs-
funktion mit 1. Dezember 2018. Er wird
damit die Nachfolge von Dr. Gottfried
Schindlbauer antreten, der mit Ende
November in Pension geht. 

Der OÖ Gemeindebund gratuliert herz-
lich und wünscht Herrn Ing. Neubacher
für die neue Aufgabe das Allerbeste.

Ing. Gerald Neubacher neuer Leiter 
der Abteilung Naturschutz
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Nein – es geht nicht um den Kriegs-
gott – es geht um sinnvolle Über-
prüfung und Sicherstellung von
technisch einwandfreien Infrastruk-
turen. 

Oberösterreichs Gemeinden kooperie-
ren in vielen Bereichen und das nicht
nur untereinander. Ein wichtiger Part-
ner der Gemeinden ist das Land Ober-
österreich. Neben der Rolle als Auf-
sichtsbehörde gab und gibt es eine Viel-
zahl von Kooperationen und wechsel-
seitigen Unterstützungen. Gemeinde-
Landesrat Max Hiegelsberger und
LAbg. Hans Hingsamer, Präsident des
Oberösterreichischen Gemeindebunds,
begrüßen nun die jüngste Kooperation
zwischen dem Land Oberösterreich
und seinen Gemeinden. So stellt das
Amt der OÖ Landesregierung, Abtei-
lung Gebäude- und Beschaffungs-Ma-
nagement, allen 440 oberösterrei-
chischen Gemeinden das gebündelte
Wissen über Anlageninstandhaltung in
der modernen Wissensplattform Check
ARES (Anlagen, Recht und Sicherheit)
kostenlos zur Verfügung. Nach dem
Motto „das Rad nicht neu erfinden“
werden die oft komplexen Informatio-
nen zu technischen Wartungsinterval-

len nun auch für Oberösterreichs Ge-
meinden übersichtlich aufbereitet zu-
gänglich gemacht.

„Check ARES hilft unseren Gemeinden,
den Überblick zu bewahren, welche An-
lagen wie oft und von wem instand ge-
halten werden müssen. Sie erhalten in
einer komplexen, rechtlichen und orga-
nisatorischen Materie Unterstützung.
Durch diese Kooperation ergeben sich
für unsere Gemeinden erhebliche Ent-
lastungen auf verschiedenen Ebenen,
die sich in der Servicequalität und
einem wirkungsorientierten Dienstleis-
tungsangebot für unsere Bürgerinnen
und Bürger wiederspiegeln werden“, so
Landesrat Max Hiegelsberger.

Auch für den oberösterreichischen Ge-
meindebund ist ARES ein Beispiel für
gelungene Kooperationen. „Das ist
nicht nur eine Hilfestellung für unsere
Gemeinden. Das bringt vor allem auch
zusätzliche Qualität und Sicherheit für
unsere Bürgerinnen und Bürger. Nicht
zuletzt macht es die Gemeinden wieder
ein Stück unabhängig von externen Be-
urteilungen und vermeidet damit auch
überzogene Aufwendungen. Damit er-
reicht diese Kooperation vor allem
auch eines – einen optimierten Mittel-
einsatz und damit letztlich einen noch
sparsameren Umgang mit den Steuer-
mitteln unserer Bürgerinnen und Bür-
ger“, erklärt Präsident Hingsamer.
Check ARES – die moderne Wissens-
plattform.

schutzes gewährt. Das Übereinkom-
men trat am 30. Oktober 2001 in
Kraft und wurde von 47 Vertragspar-
teien ratifiziert, darunter auch Öster-
reich und die Europäische Union. Die
Verpflichtung zur innerstaatlichen
Umsetzung der Garantien der Kon-
vention besteht sowohl auf völker-
rechtlicher als auch europarechtli-
cher Ebene.
Die in Oberösterreich eingerichtete
Umweltanwaltschaft reicht nach An-
sicht der Europäischen Kommission
nicht aus, den Anforderungen der
Aarhus Konvention zu genügen. Mit
der Novelle werden daher explizit
auch eine Verfahrensbeteiligung und
Rechtsmittelbefugnis für anerkannte
Umweltorganisationen in näher fest-
gelegten Verfahren vorgesehen. 
Durch das eingerichtete Anerken-
nungsverfahren wird für alle Seiten
Transparenz und Rechtssicherheit
geschaffen und es wird sichergestellt,
dass nur solche Organisationen Teil
des Verfahrens sind, die auch einen
klaren Auftrag für den Natur- und Ar-
tenschutz und einen Bezug zu Ober-
österreich haben. Es wird eine eigene
elektronische Plattform eingerichtet,
auf welcher die entsprechenden In-
formationen für die anerkannten
Umweltorganisationen zur Verfü-
gung gestellt werden. 

All diese Punkte stehen im Einklang mit
den Zielen und Bestimmungen des Na-
turschutzes. Zu einer Änderung bei Ein-
griffen in sensiblen Bereichen kommt
es dazu nicht, es werden lediglich dort
Erleichterungen und Vereinfachungen
vorgenommen, wo diese angemessen
und sinnvoll sind.

Check ARES
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EUR Ing. Jürgen Schreihofer, Projektleiter
Check ARES und Leiter der Stabstelle Faci-
lity-Management-System, Landesrat Max
Hiegelsberger und Präsident LAbg. Johann
Hingsamer, OÖ Gemeindebund, präsen-
tierten die Wissensplattform Check ARES

Dr. Gottfried Schindlbauer, Leiter der Ab-
teilung Naturschutz, und Naturschutzrefe-
rent LH-Stv. Dr. Manfred Haimbuchner
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Dauerbrenner Grundsteuer 
Die ungeliebte Reform
von Konrad Gschwandtner, Bakk. BA, Fachreferent Abteilung Recht und Internationales 
beim Österreichischen Gemeindebund

Seit dem ersten Finanzausgleich
der 2. Republik ist die Grundsteuer
eine gemeindeeigene Abgabe, 
sie ist im Grundsteuergesetz
(GrStG 1955) sowie hinsichtlich
ihrer Bemessungsgrundlage (Ein-
heitswerte) im Bewertungsgesetz
(BewG 1955) geregelt. Ihr Abga-
benaufkommen liegt derzeit bei
rund 700 Mio EUR pro Jahr, wobei
die Ertragskraft dieser Abgabe un-
abhängig von einer Erhöhung des
Steuertarifs über den sogenannten
Hebesatz in mehrerlei Hinsicht
deutlich beschnitten wurde.

Ertragskraft müsste deutlich höher
sein
Die in der Tabelle dargestellten Zu-
wächse 2014 bis 2016 (die 2017er
Daten lagen zu Redaktionsschluss noch
nicht flächendeckend vor) des Aufkom-
mens sind nicht der Wertsteigerung 
des Grund- und Betriebsvermögens
(Grund steuer B) sowie des land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögens
(Grund steuer A) geschuldet, sondern
im Wesentlichen den zusätzlichen 
Neu-, Zu- und Umbauten, die sich durch
die Bevölkerungsentwicklung und De-
mographie in Österreich ergeben.

Nicht nur die umfangreichen Befrei-
ungsvorschriften der §§ 2 bis 8 des
GrStG 1955 (öffentlicher Bereich, Bun-
desbahn, Universitäten, Kirchen und
Religionsgemeinschaften, internatio-
nale Organisationen etc) sowie die ein-
schlägigen landesrechtlichen Vorschrif-
ten im Zusammenhang mit der Begüns-
tigung des Wohnbaus (meist 20jährige
Befreiungen), die nach wie vor beste-
hen bzw gerade auslaufen, sondern vor
allem die fehlende Abbildung der Wert-
entwicklung von rund 2,5 Millionen hei-
mischen Liegenschaften seit der bisher
letztmaligen Hauptfeststellung der Ein-

Aufkommen
(in Mio €)

Grundsteuer A Grundsteuer B

2014 2015 2016 2014 2015 2016

Bgld. 2,2 2,2 2,2 18,4 19,3 19,6

Ktn. 1,8 1,8 1,7 46,6 47,5 47,6

NÖ 9,7 9,7 9,7 112,7 117,1 117,6

OÖ 5,8 5,7 5,8 111,3 114,4 114,9

Sbg. 1,2 1,1 1,2 51,4 52,2 52,7

Stmk. 4,1 4,1 4,1 87,4 89,7 92,1

Tirol 1,0 1,0 1,0 64,0 65,7 66,5

Vbg. 0,3 0,3 0,3 29,0 29,6 31,2

Wien 0,3 0,2 0,2 111,7 113,1 115,9

26,29 26,10 26,25 625,12 632,53 658,13

Datenquelle: Gebarungsübersichten 2014 – 2016, Statistik Austria
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heitswerte zum 1. 1. 1973 schmälern
die Ertragskraft der Grundsteuer. Ob-
wohl die Konzeption des Bewertungs-
regimes (BewG 1955) Hauptfeststellun-
gen alle neun Jahre vorsehen würde,
wurden seither alle Hauptfeststellungs-
termine verschoben. In den vergange-
nen 45 Jahren seit der letzten Haupt-
feststellung ist der Baukostenindex für
den Wohnungsbau um gut 850 Prozent
gestiegen. Die Bemessungsgrundlage
der Grundsteuer (Einheitswerte) wurde
seither nur um insgesamt 35 Prozent
erhöht (pauschal durch drei gesetzliche
Anpassungen 1977, 1980 und 1983),
zwischen 1983 und 2016 stieg das Auf-
kommen der Grundsteuer A und B von
etwa 235 Millionen um lediglich 190
Prozent auf rund 685 Millionen Euro an.

Die Wertentwicklung von Liegenschaf-
ten wird von der Grundsteuer schon
lange nicht mehr abgebildet, was nicht
nur den kommunalen Interessensver-
tretungen, sondern längst auch dem
Verfassungsgerichtshof aufgefallen ist,
der die Einheitswerte selbst als hoff-
nungslos veraltet bezeichnet. Eine 
Dynamisierung des Aufkommens an
Grundsteuer durch eine Erhöhung der
Hebesätze wurde seitens des Finanzmi-
nisteriums jeweils mit Hinweis auf die
gerade noch verfassungskonforme Be-
messungsgrundlage (weil es sich bei
der Grundsteuer noch um eine Baga-
tellsteuer handelt) abgelehnt. Das BMF
geht davon aus, dass jedwede Erhö-
hung einer aus den veralteten Einheits-

werten resultierenden Steuerlast den
VfGH zu einer Aufhebung des Grund-
steuergesetzes veranlassen würde.

Einheitswerte verfassungsrechtlich
auf der Kippe
Der Verfassungsgerichtshof hat in den
vergangenen Jahren verschiedenste
Abgaben ganz oder teilweise zu Fall ge-
bracht, die auf den Einheitswerten 
als Bemessungsgrundlage fußten: So
etwa die Erbschafts- und Schenkungs-
steuer, die Stiftungseingangssteuer, die
Grund buchseintragungsgebühr oder
zuletzt 2014 die Grunderwerbsteuer,
die seither nicht mehr auf die Einheits-
werte, sondern vor allem auf den Wert
der Gegenleistung im Erwerbsvorgang
abzielt. Der VfGH hielt unter anderem
fest, dass regional oder individuell un-
terschiedliche Wertentwicklungen, die
in der Bemessungsgrundlage nicht ab-
gebildet sind, zu unsachlichen Belas-
tungsdiskrepanzen zwischen den Ei-
gentümern von Grundstücken führen
können. Selbst Experten aus dem Fi-
nanzministerium gehen mittlerweile
davon aus, dass eine fundiert einge-
brachte Beschwerde, die den Weg bis
hin zur Gesetzesprüfung durch den
Verfassungsgerichtshof findet, zur Auf-
hebung der Grundsteuer in ihrer heu-
tigen Form führen wird, weil die Ein-
heitswerte und damit die Steuerfolgen
längst nicht mehr die heutigen Wertre-
lationen des Grundvermögens wieder-
spiegeln.

Fortsetzung auf Seite 20
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Richtungsweisendes Urteil in 
Karlsruhe
Ein Blick nach Deutschland - wo ein ver-
gleichbares Bewertungs- und Grund-
steuerregime herrscht und die Steuer-
belastung zwar etwas höher, aber nicht
drastisch anders ist als in Österreich -
zeigt, dass das bisherige Argument der
Bagatellsteuer ausgedient hat. Das
deutsche Bundesverfassungsgericht
(mit dem Sitz in Karlsruhe, abseits der
Bundeshauptstadt) erkannte am 10.
April 2018 zu Recht, dass die Regelun-

gen des Bewertungsgesetzes zur Ein-
heitsbewertung von Grundvermögen
mit dem allgemeinen Gleichheitssatz
unvereinbar sind. "Die Besteuerung
entfernt sich immer weiter von den ak-
tuellen, realen Verhältnissen". „Weder
die gemessen am Verkehrswert gene-
relle Unterbewertung des Grundver-
mögens noch die vermeintlich absolut
geringe Belastungswirkung der Grund-
steuer vermögen die Wertverzerrun-
gen zu rechtfertigen“. Das Festhalten
am Hauptfeststellungszeitpunkt von
1964 (Österreich 1973) führt zu struk-
tureller Ungleichbehandlung, die auch
nicht mit dem Argument des Verwal-
tungsaufwands gerechtfertigt werden
kann. Die Hauptfeststellung, die in
Deutschland grundsätzlich alle sechs
Jahre hätte erfolgen sollen (Österreich
alle neun Jahre), ist ein integraler Be-
standteil des Systems der Einheitsbe-
wertung. Dementsprechend führt ein
solcher überlanger Hauptfeststellungs-
zeitraum aufgrund der unterschiedli-
chen regionalen und lokalen Entwick-
lungen zu Wertverzerrungen. Ob der
deutsche Gesetzgeber die 20monatige
Reparaturfrist zur Sanierung der sonst
Ende 2019 aufgehobenen Grundsteuer
nutzen wird und kann, wird mit Inte-
resse zu beobachten sein. Im Fall einer
solchen Aufhebung in Österreich wäre
angesichts der seit Jahren von unter-
schiedlichsten Finanzministern abge-
blockten Reform das Schicksal der Erb-
schafts- und Schenkungssteuer zu be-

fürchten – also ein Auslaufen dieser ge-
meindeeigenen Vermögenssteuer auf
Grund und Boden.

Grundsteuer muss als gemeindeei-
gene Abgabe erhalten bleiben
In diesem Zusammenhang hat der
Bundesvorstand des Österreichischen
Gemeindebundes am 26. September
2018 eine Resolution verabschiedet, in
der sehr deutlich zum Ausdruck kam,
dass die gemeindeeigenen Abgaben
eine zentrale finanzielle Säule der kom-
munalen Selbstverwaltung darstellen,
deren Ertragskraft nicht geschmälert
werden darf und wo jede Änderung
große Folgewirkungen im Finanzaus-
gleichsgefüge nach sich zieht. Von Sei-
ten der deutschen Bundesregierung
wurde ähnlich wie in Österreich bereits
postuliert, dass die nötige Grundsteu-
erreform ohne Steuererhöhungen aus-
kommen soll. Fiskalisch gesehen – um
die heutigen Wertrelationen der Lie-
genschaften abzubilden - muss es dann
jedoch für viele Bürger in weniger pros-
perierenden Gegenden zu einer deutli-

chen Senkung der Steuerbelastung
kommen, genauso wie zu einem deut-
lichen Mehraufkommen an Grund-
steuer in Städten und deren Umland,
was die Reform nicht einfacher macht
und jedenfalls Berücksichtigung im Fi-
nanzausgleich finden muss.

Woran scheiterte bisher die 
Reform?
Vereinfacht kann man sagen, aufgrund
des fehlenden politischen Willens
und/oder weil der VfGH die latent ver-
fassungswidrigen Einheitswerte bisher
noch nicht aufgehoben hat, sondern
nur daran anknüpfende Abgaben. Mit
Blick auf die letzten zehn Jahre hat der
Bund je nach Bedarf das Verwaltungs-
aufwands- oder das Häuslbauer-Argu-
ment angewandt, um die laufenden Ini-
tiativen von Gemeindebund und Städ-
tebund für eine grundsätzliche Bewer-
tungs- und Grundsteuerreform politisch
abzuwehren – zuletzt um die im Finanz-
ausgleichspaktum bis Mitte 2017 ver-
einbarte Vorbereitung der Grundsteu-
erreform wieder einschlafen zu lassen.

Resolution des 65. Österreichischen 
Gemeindetages
Dauerhafte Sicherung der Gemeindefi-
nanzierung: Vermeidung einer Unterhöh-
lung der kommunalen Selbstverwaltung
durch Sicherung der gemeindeeigenen
Einnahmen.

Oft sind Gemeinden im ländlichen Raum
gezwungen, Leistungen zum Ausbau und
zur Sicherung der Infrastruktur selbst in
die Hand zu nehmen. 

Neben diesem finanziellen Engagement
können die Gemeinden jedoch durch die
bekannten Kostentreiber Kinderbetreu-
ung, Schulerhaltung und Soziales oft ihre
Pflichtaufgaben kaum finanzieren. 

Die aktuelle Situation und die immer grö-
ßer werdenden Herausforderungen ma-
chen es für die Gemeinden unumgänglich,
ihre wirtschaftliche Eigenständigkeit und
auch eine freie Finanzspitze zu erhalten.
Nur so können die Gemeinden als maß-

geblicher Investor auch wirtschaftliche
Impulse für den ländlichen Raum setzen.

Demgegenüber sind die Gemeinden aber
einnahmenseitig wegen der durch die Fi-
nanzverwaltung verursachten schleppen-
den Neubewertung oder durch Abgaben-
verjährung mit einer laufenden Entwer-
tung ihrer ureigensten Einnahme, nämlich
der Grundsteuer, konfrontiert. Die Pläne
der Regierung zur Schaffung einheitlicher
Lohnabgaben können eine weitere finan-
zielle Säule der kommunalen Selbstver-
waltung, nämlich der Kommunalsteuer,
massiv beeinträchtigen. 

Der Österreichische Gemeindebund for-
dert daher vom Bund, die nachhaltige Si-
cherung der Ertragskraft der gemeindeei-
genen Steuern sicherzustellen, vor allem
der Kommunalsteuer und der Grund-
steuer.

(Auszug)

Das Festhalten am Haupt-
feststellungszeitpunkt von

1964 führt zu struktureller
Ungleichbehandlung.
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Selbstverständlich ist die im Zuge einer
Reform notwendige vollständige Neu-
bewertung von gut 2,5 Mio heimischen
Liegenschaften aufwendig, auch wenn
es im Vergleich zum Jahr 2000 oder
auch 2010 heutzutage möglich sein
sollte, die Bewertung zu einem Gutteil
zu digitalisieren. Auch braucht es ent-
sprechendes Bewertungspersonal in
den Finanzämtern, das der Bund vor
allem seit dem Ende der Erbschafts-
und Schenkungssteuer im Jahr 2008
(seither gibt es auch keine auf den Ein-
heitswerten fußende Abgabe mehr,
deren Ertrag nennenswert dem Bund
zukommt) deutlich reduziert hat – was
mit ein Grund dafür ist, dass die Ge-
meinden mittlerweile jahrelang auf ihre
Einheitswertbescheide warten müssen.
Die erfreulicher Weise nur vereinzelt
vorkommenden Überlegungen von
Bundesseite, der aktuellen Misere des
viel zu komplizierten Bewertungssys-
tems und des mittlerweile vorherr-
schenden Mangels an Bewertungsper-
sonal in den Finanzämtern durch eine
„Verländerung“ der Grundsteuer zu
entrinnen, seien nur der Vollständigkeit
halber erwähnt. Erwähnenswerter ist
vielmehr, dass das Finanzministerium
nach im Sommer mit der Kabinetts-
ebene geführten Gesprächen des Ge-
meindebundes mittlerweile ein Pro-
blembewusstsein zu den viel zu langen
Bearbeitungsdauern bei der Bewer-
tung entwickelt hat. Wie sehr jetzt auch
die nunmehr abgeschlossenen Arbei-
ten zur Reform der Grundsteuer A wie-
der Ressourcen für die Bewertungstä-
tigkeit frei machen, wird sich aber erst
zeigen.

Betrachtet man nun den enormen Auf-
wand, den der Bund im Zuge der – 
politisch gewollten! – Reform der
Grundsteuer A getrieben hat, die jähr-
lich gerade einmal 26 Mio Euro ein-
bringt (noch im Herbst sollen nun end-
lich die zum Hauptfeststellungsstichtag
1. 1. 2014 neu festgestellten Einheits-
werte für die Grundsteuer A an die Ge-
meinden bzw Gemeindeverbände ver-
schickt werden), sollte auch eine große
Reform machbar sein. Vor allem dann,
wenn die längst vorliegenden Reform-
vorschläge für eine umfassende Verein-
fachung des Bewertungsgesetzes (so
etwa das sogenannte „Altlengbacher-
Modell“ aus dem Jahr 2013) berücksich-
tigt werden und die es sogar ermögli-

chen würden, die Bewertungstätigkeit
auf Ebene der Gemeinden anzusiedeln
und den Bund damit zu entlasten. 

Das Häuslbauer-Argument wird aktuell
von der Bundesregierung in der Form
angewendet, dass die Steuerquote
nicht steigen darf. Im Fall der von Sei-
ten des Gemeindebundes geforderten
moderaten Erhöhung des aktuellen
Aufkommens der Grundsteuer von der-
zeit rund 700 Millionen auf jährlich 1
Milliarde Euro wäre die Steuerquote
2017 von vertretbaren 42,4 Prozent des
BIP auf völlig inakzeptable 42,48 Pro-
zent hochgeschnellt. Ein gewisses
Mehraufkommen durch eine Reform
der Grundsteuer ist nicht nur aufgrund
der Dynamik der kommunalen Pflicht-
ausgaben va im Gesundheits- und So-
zialbereich gerechtfertigt, sondern wird
auch notwendig sein, damit alle Ge-
meinden zumindest das bisherige ört-
liche Aufkommen halten werden kön-
nen.

Bereits von Vorgänger-Regierungen
wurde das Argument, dass der Bürger
nicht durch eine Erhöhung der Grund-
steuer belastet werden darf, ad absur-
dum geführt, indem liegenschaftsbezo-
gene Abgaben wie die Immobiliener-
tragsteuer geschaffen oder die Ge-
richtsgebühren immer weiter erhöht
wurden – hieraus ergeben sich Beträge,
die nicht selten höher ausfallen als 20-

30 Jahre lang die Grundsteuer B zu ent-
richten. Das Häuslbauer-Argument hat
aber noch eine zweite Dimension, und
zwar eine nicht-finanzielle und wesent-
lich politischere. Vielleicht geht dieses
Dilemma bis zum Ende der Volkszäh-
lung ins Jahr 2001 zurück, wo sich der
Staat sozusagen das letzte Mal traute,
seine Bürger flächendeckend um Be-
kanntgabe von Informationen zu bit-
ten. Dies soll jetzt nicht als Aufruf zum
„Ausschnüffeln“ der Bürger und ihrer
Besitzverhältnisse verstanden werden,

sondern dahingehend, dass eine Neu-
bewertung trotz vorhandener Verwal-
tungsregister nicht ganz ohne die Mit-
wirkung der Eigentümer, der Hausver-
waltungen etc möglich sein wird. Und
um vom Bürger Mitwirkung zu verlan-
gen, bedarf es politischer Courage, die
im digitalen Zeitalter leider nicht unbe-
dingt mehr geworden ist. Ein solches
Mitwirken der Eigentümer würde in
den meisten Fällen so aussehen, dass
die vorhandenen Verwaltungsdaten
vorrangig elektronisch übermittelt wür-
den und die Adressaten die Richtigkeit
und Vollständigkeit zu bestätigen bzw
allfällige Ergänzungen vorzunehmen
hätten.

Ob nun der Druck durch die Aufhebung
der deutschen Grundsteuer schon für
eine Reform in Österreich reicht oder
ob sie letztlich erst der Verfassungsge-
richtshof einleiten muss, wird man
sehen. Diese ungeliebte, aber jeden-
falls überfällige Reform der Grund-
steuer B bietet aber auch die Chance
zur Schaffung von Steuerungsinstru-
menten, um wichtigen Zukunftsfragen
wie der Baulandmobilisierung, der
Leerstandsvermeidung oder auch der
Zweitwohnsitzthematik wirksamer be-
gegnen zu können.

Konrad Gschwandtner, Bakk. BA
Fachreferent Abteilung Recht und Internationa-
lesbeim Österreichischen Gemeindebund

Dies soll jetzt nicht als 
Aufruf zum „Ausschnüffeln“

der Bürger und ihrer 
Besitzverhältnisse 

verstanden werden. 

Das Häuslbauer-Argument
wird aktuell von der Bundes-
regierung in der Form ange-
wendet, dass die Steuer-
quote nicht steigen darf.
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■ Tonbandaufnahmen der 
Gemeinderatssitzung

Oftmals werden Gemeinderatssitzun-
gen vom Schriftführer mittels Tonband-
aufnahme aufgezeichnet. Tonbandauf-
zeichnungen von öffentlichen Gemein-
deratssitzungen sind gem § 52 Abs 4
OÖ GemO 1990 zulässig und sollen vor
allem den Schriftführer bei der Proto-
kollführung und Abfassung der Ver-
handlungsschrift unterstützen. Es be-
steht kein Rechtsanspruch der Gemein-
deratsmitglieder auf Aushändigung
oder Anhörung der Tonbandaufnahme.
Werden von einem Gemeinderatsmit-
glied Tonbandaufzeichnungen vorge-
nommen, so sieht die OÖ Gemeinde-
ordnung kein explizites Verbot dagegen
vor. Es sind jedoch datenschutz- bzw
auch persönlichkeitsrechtliche Aspekte
zu beachten.

■ Instrumente der direkten 
Demokratie auf Gemeindeebene

Als Instrumente der direkten Demokra-
tie können die Bürger auf Bundes-
ebene mittels Volksabstimmung, -be-
gehren und/oder -befragung miteinbe-
zogen werden. Dabei ist darauf hinzu-
weisen, dass lediglich die Volksabstim-
mung rechtlich verbindlich ist. Auf Ge-
meindeebene hingegen besteht nur die
Möglichkeit einer Volksbefragung, um
die Gemeindebürger miteinzubezie-
hen. Ähnlich dem Volksbegehren ist auf
Gemeindeebene eine Bürgerinitiative
gem § 38b OÖ GemO möglich, welche
die Erlassung, Abänderung oder Aufhe-
bung von Beschlüssen des Gemeinde-
rats in Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereichs der Gemeinde ver-
langen kann. Eine Volksabstimmung ist
auf Gemeindeebene nicht vorgesehen
– ausgenommen die Volksabstimmung
über die Abberufung eines direkt ge-
wählten Bürgermeisters (§ 31a OÖ
GemO).

■ Amtssignatur
Gem § 18 Abs 4 AVG muss jede schrift-
liche Ausfertigung die Bezeichnung der
Behörde, das Datum der Genehmigung
und den Namen des Genehmigenden
enthalten. Erfolgen Ausfertigungen in
Form von elektronischen Dokumenten,
so müssen diese mit einer Amtssigna-
tur gem § 19 E-GovG versehen sein.

■ Anfragen von Immobilienmakler
Im Rahmen von Grundstücksveräuße-
rungen werden oft Immobilienmakler
zur Abwicklung herangezogen. Diese
nehmen in vielen Fällen Kontakt mit
der Gemeinde auf, um Auskunft über
das betreffende Grundstück zu erhal-
ten. Auskunft ist jedoch nur dann zu er-
teilen, wenn der Immobilienmakler
eine entsprechende Bevollmächtigung
des Grundstückseigentümers vorlegen
kann. Aufgrund Vorlage der Ermächti-
gung tritt er dann im Namen des Eigen-
tümers auf und die beantragten Infor-
mationen sind ihm zu erteilen.

■ Aufbewahrungsfristen bei 
elektronischer Archivierung

Gem § 53 der Muster-Dienstbetriebs-
ordnung der Gemeinde sind Urkunden,
insbesondere solche, die zum Beweis
von Rechten und Rechtsverhältnissen
dienen, gesondert und sicher (mög-
lichst feuersicher) aufzubewahren. Ist
keine gesetzliche Aufbewahrungsfrist
vorgesehen, so ist davon auszugehen,
dass sich daraus eine dauerhafte Auf-
bewahrungspflicht solcher Urkunden
ergibt. Erfolgt die Archivierung in elek-
tronischer Art und Weise, so muss ge-
währleistet sein, dass diese Urkunden
dauerhaft verfügbar sind und auch zu-
künftig jederzeit abgefragt werden kön-
nen. 

■ Verkehrsspiegel neben 
Gemeindestraße

Ist die Anbringung einer Einrichtung zur
Sicherung und Regelung des Verkehrs
(wie bspw ein Verkehrsspiegel) auf dem
Straßengrund nicht möglich, so kann
dies gem § 33 StVO auf den Liegen-
schaften neben der Straße vorgenom-
men werden. Grundsätzlich ist erstre-
benswert, dass eine Einigung zwischen
der Behörde und dem Grundstücksei-
gentümer erzielt wird. Ist dies nicht
möglich, so kann mittels Bescheid der
Grundstückseigentümer zur Duldung
der Einrichtung verpflichtet werden.

■ Haftung für schadhafte Bäume
an öffentlichen Straßen

Befinden sich neben einer öffentlichen
Straße schadhafte Bäume, deren Äste
in den Luftraum der Straße ragen und
sind diese eine Gefahr für die Straßen-

benutzer, so stellt sich die Frage, wer
für allfällige Schäden haftet. Gem §
1319 ABGB haftet der Baumeigentü-
mer für Schäden, welche durch seinen
Baum entstanden sind und er nicht be-
weisen kann, die zur Abwendung der
Gefahren erforderliche Sorgfalt ange-
wendet zu haben (Beweislastumkehr).
Diese Haftung ist streng auszulegen
und tritt daher relativ leicht ein. Die Ge-
meinde kann als Wegehalter neben
dem (haupt-)haftenden Baumeigentü-
mer eine Mithaftung treffen, wenn ihr
irgendwelche Sorgfaltspflichtverletzun-
gen vorgeworfen werden können. Wird
der Gemeinde die Gefahr bekannt, so
ist (um eine Sorgfaltspflichtverletzung
soweit möglich zu vermeiden) empfeh-
lenswert, den Baumeigentümer eben-
falls über die Gefahr und die mögliche
Haftung zu informieren, sodass der
Baumeigentümer den Missstand besei-
tigt.

■ Autowäsche zulässig?
Einerseits ist bei der Autowäsche da-
rauf zu achten, dass eine dadurch her-
vorgerufene gröbliche oder die Sicher-
heit der Straßenbenützer gefährdende
Verunreinigung der Straße durch feste
oder flüssige Stoffe nach § 92 StVO ver-
boten ist.
Andererseits sind auch wasserrechtli-
che Aspekte zu beachten. Sind in dem
Waschwasser Reinigungsmittel mit
waschaktiven Substanzen (zB Sham-
poo,…) enthalten, so handelt es sich
dabei um Abwasser und darf somit
nicht in den Regenwasserkanal einge-
leitet werden.

■ Antrag auf Zuerkennung der
Parteistellung nicht möglich

Wird von einer Partei bei der Behörde
ein Antrag auf Zuerkennung der Partei-
stellung eingebracht, so ist diese Zuer-
kennung nicht möglich, da es dafür
keine gesetzliche Grundlage gibt.
Kommt man jedoch zu dem Ergebnis,
dass der Antragsteller über keine Par-
teistellung verfügt, so könnte mittels
Bescheid festgestellt werden, dass
keine Parteistellung besteht.

Hae

Gemeindebundjuristen diskutieren
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Elektronisches Beschwerde- und
Anliegenmanagement – welche
Möglichkeiten gibt es

Ein gut organisiertes Beschwerdema-
nagement ist nicht nur im privatwirt-
schaftlichen Bereich notwendig. Ver-
stärkte Bürgerorientierung und eine
Verbesserung der Leistungsqualität
einer Gemeinde lösen auch in der öf-
fentlichen Verwaltung einen Bedarf
aus, Bürger vermehrt mit einzubezie-
hen. Ein aktives Beschwerdemanage-
ment ist damit ein Muss in der Ge-
meinde, denn die Meldungen der Bür-
ger geben wertvolle Hinweise, wo es
hapert, welche Probleme im Gemein-
degebiet bestehen und wo Verbesse-
rungsmaßnahmen durchgeführt wer-
den könnten. „Jede Beschwerde oder
jedes Anliegen ist ein Geschenk“, heißt
ein Sprichwort.

Lisa Ögerer, Studentin des Linzer Fach-
hochschul-Studienganges „Public Ma-
nagement“, schrieb ihre Bachelorarbeit
im Juni 2018 über „Handlungsempfeh-
lungen  zur Implementierung eines

elektronischen Beschwerde- und Rück-
meldemanagements in der Marktge-
meinde Gunskirchen“. Das 100seitige
Werk zeigt alle elektronischen Möglich-
keiten auf, gibt viel über die Praxis in
den Gemeinden bekannt und berichtet
über Zahlen & Fakten.

147 Bürgermeister und Amtsleiter von
oberösterreichischen Gemeinden
gaben dabei via Online-Fragebogen
ihre Sichtweisen und Stellungnahmen
zum Thema ab. Das sind ein Drittel
aller Gemeinden, woraus abgeleitet
werden kann, dass Beschwerdemange-
ment ein wichtiges Thema ist. Weiters
wurden sechs Experten persönlich be-
fragt.

Natürlich gibt es viele Wege für die Bür-
gerinnen und Bürger, ihre Beschwer-
den und Anliegen zur Gemeinde zu
transportieren: Ein Anruf am Gemein-
deamt, ein einfaches Mail, ein Brief,
eine persönliche Info an den Bürger-
meister beim Kirchgang, ein Gespräch
mit dem Gemeindemitarbeiter beim
abendlichen Sporttreff oder das struk-
turierte Einreichen mit E-Government.

Die elektronischen Tools bekannt zu
machen und deren Möglichkeiten auf-
zuarbeiten, das gelang in dieser Bache-
lor-Arbeit sehr gut. Einige der Aussa-
gen:
■ Das Telefon ist der häufigste Be-

schwerdekanal vor der elektroni-
schen Einbringung per Mail/E-
Tools/Homepage/Social Media,
dann folgt der persönliche Kontakt.
Brief und Fax tendieren gegen Null.

■ Am Markt gibt es sechs elektroni-
sche Tools: Bürgeranliegen-Manage-
ment, Bürgermeldungen.com, Bür-
gerradar.at, E-Formulare, Mach mit
und Gem2Go. 

■ 18 % der oö Gemeinden setzen der-
zeit eines dieser Tools ein.

■ Die Marktführer sind E-Formulare
und Gem2Go.

■ Nur 26 % der Gemeinden wünschen
sich derzeit ein E-Beschwerdemana-
gement, wobei die Unwissenheit
über die Möglichkeiten groß sind.

■ Je größer eine Gemeinde, desto
mehr widmet sich die Gemeinde-
führung diesem Thema.

■ Beschwerdemanagement sollte zen-
tral bei einem Mitarbeiter zusam-
menlaufen, der die Aufgaben ver-
teilt und die Erledigung sicherstellt.

■ Elektronische Tools helfen zumeist
bei einer strukturierten Erfassung
und geben auch die Möglichkeit von
Nachvollziehbarkeit oder Statistiken.
Weiters wird bei manchen Tools das
Mitsenden von Fotos oder GPS-
Daten automatisiert.

Die Arbeit beinhaltet sehr gute Hand-
lungsempfehlungen für die Einführung
von neuen Prozessen: Projektmanage-
ment, soziale, finanzielle, technische
und personalpolitische Rahmenbedin-
gungen und als Abschluss das State-
ment: „Zudem hat sich bestätigt, dass
die Einführung eines derartigen Tools
den direkten Beschwerdemanage-
mentprozess erleichtert“. Daher die
Empfehlung: Die gesamte Arbeit unter
http://www.flgoe-ooe.at/Service/Di-
plom-_Arbeiten downloaden und lesen.

Meine Meinung:
Für moderne Gemeinden ist ein elek-
tronisches Beschwerdemanagement-
Tool eine feine Sache. Es kostet wenig,
zeigt Kompetenz und ermöglicht Trans-
parenz und bessere Nachvollziehbar-
keit. Natürlich nur ergänzend zum tele-
fonischen oder persönlichen Kontakt.
Gleichzeitig ist die Einführung eines
neuen Beschwerdekanals eine Mög-
lichkeit, den bestehenden Prozess vom
Empfang über Bearbeitung einer Be-
schwerde bis hin zur Erledigung und
Rückmeldung zu hinterfragen.

PS: Diskutieren Sie diesen Artikel unter der
Webadresse www.ooegemeindebund.at/
egovforum des OÖ Gemeindebundes.

E-Government – Vom und für Praktiker

Mag. (FH) Reinhard Haider
E-Government-Beauftragter 
des OÖ Gemeindebundes

So sieht eine Beschwerde/Anfrage am
Smartphone über „Gem2Go“ aus.
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Am 19. und 20. September 2018
fand auch dieses Jahr wieder der
Linzer Verwaltungsgerichtstag im
Redoutensaal an der Linzer Prome-
nade statt. 

Die Veranstaltung, welche von der Ko-
operation zwischen dem Landesverwal-
tungsgericht Oberösterreich, dem
Fachbereich „Öffentliches Recht“ der
JKU Linz und der Direktion Verfassungs-
dienst des Landes Oberösterreich ge-
tragen und organisiert wird, stand
heuer ganz im Zeichen der Verfahrens-
beschleunigung und der zusätzlichen
Verbesserung des Rechtsschutzes.

Feierlich eröffnet wurde der Verwal-
tungsgerichtstag von Landeshaupt-
mann Mag. Thomas Stelzer, der be-
tonte, dass sich die beabsichtigten Vor-
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GEGEMEMEININDEDE AAUFUF
OBERÖSTERREICHISSCHCH::

Zur Stärkung der Lebensqualität werden wir innovative Impulse setzen, die Gemeinde-
autonomie unterstützen und Regionalität fördern. Damit Oberösterreichs Gemeinden
unverwechselbar und lebenswert bleiben.

www.max-lebensqualitaet.at

MAX.
LEBENSWERT.
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Linzer Verwaltungsgerichtstag 2018
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Landtagsdirektor Hon.-Prof. Dr. Wolfgang Steiner, Vizerektor Univ.-Prof. Dr. Andreas
Janko, Landeshauptmann Mag. Thomas Stelzer, Präsident des Verwaltungsgerichtshofs
Univ.-Prof. Dr. Rudolf Thienel, Präsident des Landesverwaltungsgerichts OÖ 
Hon.-Prof. Dr. Johannes Fischer (v.l.n.r.)
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Gemeinde Dura sucht 
Partnergemeinde

teile der Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Reform im Jahr 2014 allesamt verwirk-
licht haben. Vizerektor Univ.-Prof. Dr.
Andreas Janko bekräftigte im Anschuss
die enorme Bedeutung des fachlichen
Austausches zwischen Wissenschaft
und Praxis.

Das fachliche Eröffnungsstatement der
dieses Jahr erstmals zweitägigen Veran-
staltung hielt der Präsident des Verwal-
tungsgerichtshofs Univ.-Prof. Dr. Rudolf
Thienel. Er erläuterte die besondere
Bedeutung der Grundrechte und der
unabhängigen Gerichtsbarkeit für den
demokratischen Rechtsstaat. Ange-
sichts der derzeit zu beobachtenden
Erosion der rechtsstaatlichen Grund-
festen mancherorts in Europa dürfe
man auch in Österreich nicht selbstge-
fällig agieren. Präsident Thienel bekräf-

tigte, dass die Verwaltungsgerichte mit
ihrer Arbeit einen wesentlichen Beitrag
zum Ausbau des demokratischen
Rechtsstaates leisten.

Am zweiten Tag der Veranstaltung
zeichneten die hochkarätigen Vortra-
genden aus allen Bereichen der Praxis
und Wissenschaft ein durchwegs posi-
tives Bild aus ihren Erfahrungen mit
mittlerweile schon nahezu fünf Jahren
Verwaltungsgerichtsbarkeit erster In-
stanz. Den Abschluss der gelungenen
Veranstaltung bildete eine große 
Diskussionsrunde unter dem Vorsitz
von Dekanin Univ.-Prof. Dr. Katharina
Pabel.

Die Stadt Dura liegt 8 km süd-
westlich von Hebron auf der
West Bank auf palästinensi-
schem Gebiet und ist Zentrum
von 43 ländlichen Gemeinden.
In der Stadt leben 41.000 Ein-
wohner, gemeinsam mit den
umliegenden Dörfern liegt die
Einwohnerzahl laut Zensus
2017 bei 105.000 Einwoh-
nern.

Die Gemeindeverantwortlichen
bekennen sich zu den Leistungen
der Daseinsvorsorge, dazu zählen
vor allem Wasser, Strom, gepflas-
terte Straßen, Kindergarten etc.

Dura war die erste Stadt in der
West Bank, die Menschen mit be-
sonderen Bedürfnissen und
Randgruppen besonders berück-
sichtigt hat.
Die Gemeinde sucht eine Partner-
schaft mit einer österreichischen
Gemeinde.

Bei Interesse wenden Sie sich
bitte an folgende Kontaktper-
son:

Mahir M. Gazazz
mahir@duracity.ps 
Telefon +97 0562 000 413

Hö

Rechtliche Basis für die digitale
Amtstafel und einen Livestream
während der Gemeinderatssitzung
wird geschaffen.

Die vor kurzem im OÖ Landtag einge-
laufene Novelle der Gemeindeordnung
setzt auf transparente und einfache In-
formationsvermittlung über den parla-
mentarischen Prozess in Oberöster-
reichs Gemeinden. So wurde für Ge-
meinden und Städte ab dem 1. Jänner
2019 die Möglichkeit der digitalen
Amtstafel geschaffen, man nimmt von
der Papierform Abschied. Bisher muss-
ten Gemeinden, laut OÖ GemO 1990,
Rechtsakte durch Anschlag an der
Amtstafel kundmachen. „Wir tragen
nun den technischen Entwicklungen
Rechnung. Die Kundmachung wird ver-
einfacht. Die digitale Amtstafel bleibt
den Gemeinden, im Sinne der Gemein-
deautonomie, aber selbstverständlich
freigestellt“, erklärt Gemeinde-Landes-
rat Max Hiegelsberger. Im Sinne der
Bürgerfreundlichkeit ist durch diese
Novelle auch nur noch eine Haupt-
Amtstafel vorzusehen. Fehlerquellen
werden dadurch vermieden.

Zukünftig können auch Gemeinderats-
sitzungen via Livestream übertragen
werden. Diese Möglichkeit bestand be-
reits für Statutarstädte mit eigenem
Pressedienst, nun wurde die rechtliche
Basis zur Übertragung von öffentlichen
Gemeinderatssitzungen und der Veröf-
fentlichung der Verhandlungsschriften
im Internet für alle oberösterrei-
chischen Gemeinden und Städte ge-
schaffen. Dennoch muss, aus daten-
schutzrechtlichen Gründen, sicherge-
stellt werden, dass die Zuhörerinnen
und Zuhörer der öffentlichen Sitzung
nicht visuell erfasst werden. Die Mög-
lichkeit der Übertragung umfasst dem-
nach den Beratungs- und Beschlussfas-
sungsprozess, die Debatte sowie das
Abstimmungsverhalten der an der Ge-
meinderatssitzung mitwirkenden Per-
sonen. „Es besteht ein öffentliches In-
teresse an der Transparenz politischer
Prozesse in unseren Gemeinden und
Städte. Diesem tragen wir nun in zeit-
gemäßer Form Rechnung“, so Hiegels-
berger.

OÖ GemO Novelle
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Rund 1.100 Brände mit einer Min-
destschadenshöhe von jeweils
2.000 Euro erfasst jedes Jahr die
Brandschadenstatistik der BVS-
Brandverhütungsstelle für OÖ, die
jährliche Gesamtschadenssumme
dabei liegt regelmäßig bei etwa 55
Mio Euro.

Auch die aktuelle Brandschadenstatis-
tik 2017 untermauert es einmal mehr:
Etwa die Hälfte aller Brände in unserem
Bundesland entsteht in Privathaushal-
ten. Die gute Nachricht: Jedes Feuer
fängt im Kleinen an. Wird daher ein
Brand rechtzeitig entdeckt, kann er mit
geeigneten Löschhilfen gezielt be-
kämpft und Schlimmeres verhindert
werden, erklären der Brandschutzex-
perte Dr. Arthur Eisenbeiss, Direktor
der BVS-Brandverhütungsstelle für OÖ,
und Feuerwehr-Landesrat KommR
Elmar Podgorschek. Gerade bei Entste-

hungsbränden kann das Einsetzen
eines Feuerlöschers den Brandverlauf
entscheidend verändern. Dadurch kön-
nen weitreichende Verletzungen und
Schäden verhindert werden. Natürlich
darf davor auf das Absetzen eines Not-
rufes nicht vergessen werden.            Ha 

Die wichtigsten Brandschutz-
maßnahmen in einer „Brand-
schutzkette“ zusammengefasst: 
1.     Zündquellen vermeiden 
2.     Vorsorgemaßnahmen treffen 
       a   Rauchwarnmelder 
            anbringen 
       b   Fluchtwege planen 
       c   Feuerlöscher überprüfen 
3.     Alarmieren 
4.     Retten 
5.     Löschen (bzw Feuerwehr 
       einweisen)

Rauchmelder
retten Leben!

Sicherheit
Landesregierung

Oberösterreich

Wenn Sie schlafen, werden Sie das Feuer nicht sehen, nicht schmecken oder riechen. 
Aber Sie können es hören! Rauchmelder retten Leben, lauter Alarm statt stiller Tod.
Mehr Information finden Sie unter: www.rauchmelder-ooe.at

Eine Initiative Ihres Sicherheitslandesrats.
www.sicherheitslandesrat.at
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Feuerlöscher und Rauchwarnmelder 
gehören in jede Wohnung
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■ Einheitliches digitales Zugangs-
tor – Arbeiten abgeschlossen

Mit der Einigung zwischen Rat und EU-
Parlament sind die Arbeiten zum ein-
heitlichen elektronischen Zugangstor
abgeschlossen. Gemeinden betrifft
dies va im Meldewesen.
Das einheitliche elektronische Zugangs-
tor wird eine Art help.gv.at auf europäi-
scher Ebene. Dh über das Portal erhal-
ten Bürger und Unternehmen über
Verlinkung Zugang zu relevanten Bin-
nenmarktinformationen und einer
Reihe verpflichtender E-Government-
Anwendungen in allen Mitgliedstaaten.
Freiwillige Anwendungen, etwa der lo-
kalen Ebene, können ebenfalls verlinkt
und dadurch auch grenzüberschrei-
tend zugänglich gemacht werden. Die
wohl wichtigste verpflichtende Anwen-
dung auf kommunaler Ebene ist die
elektronische An- und Abmeldung
sowie das Ausstellen einer Meldebestä-
tigung. Wie dies funktionieren kann,
zeigt etwa die Schweiz. 
Durch die konstruktiven Beiträge des
Österreichischen Gemeindebundes
und seiner kommunalen Partner konn-
ten dem ursprünglichen Kommissions-
vorschlag einige Spitzen genommen
werden. So sind nunmehr die Mitglied-
staaten dafür verantwortlich, Informa-
tionen und Übersetzungen einheitlich
bereit zu stellen. Die Kommission
wollte dies noch jeder zuständigen Be-
hörde übertragen, womit auch die Ge-
meinden in der Pflicht gewesen wären. 
Da die Verordnung die Umsetzung nun
nicht bis ins letzte Detail regelt, können

die zuständigen Behörden in den Mit-
gliedstaaten darüber entscheiden, wer
welche Aufgaben übernimmt. In Öster-
reich wird darauf zu achten sein, dass
das verantwortliche Ministerium mit
den Gemeinden an einer einheitlichen
Implementierung arbeitet, welche bis
Herbst 2022 abzuschließen ist.

http://data.consilium.europa.eu/doc/do-
cument/PE-41-2018-INIT/de/pdf

■ Transparenzregister – 
Die unendliche Geschichte?

EU-Kommission und Parlament verlan-
gen von Interessenvertretern, sich vor
Treffen mit Beamten ins EU-Transpa-
renzregister einzutragen. Gemeinden
und ihre Verbände fallen unter die der-
zeitige Regelung, das Nachfolgeregister
lässt trotz langjähriger Verhandlungen
auf sich warten. 
Das EU-Transparenzregister ist zwar
eine grundsätzlich gute Sache, die ak-
tuelle Version leidet jedoch an einem
Geburtsfehler: Den Autoren der 2014 in
Kraft getretenen interinstitutionellen
Vereinbarung zwischen Kommission
und EU-Parlament mangelte es an
Grundkenntnissen des Staatsaufbaus.
Nationale und regionale Regierungen
sowie deren Vertretungen und Ver-
bände sind vom Anwendungsbereich
des Registers ausgenommen, Städte,
Gemeinden und ihre Verbände werden
aber zu den Lobbyisten gezählt. Die Ge-
meindeverbände bemühten sich inten-
siv um eine Reparatur dieses Passus
und forderten schlichtweg eine Gleich-

behandlung aller staatlichen Ebenen,
sei es innerhalb oder außerhalb des
Registers. Die EU-Institutionen ent-
schieden sich in ihrem Vorschlag dafür,
Gemeinden und Bundesländer vom
Anwendungsbereich auszunehmen. 
Nun verhandeln Rat, Parlament und
Kommission beinahe zwei Jahre über
den neuen Vorschlag und drohen mit
einem neuen Register zu scheitern.
Knackpunkt ist die von der Kommission
geforderte absolute Transparenz aller
Treffen von Vertretern des Rats (Gene-
ralsekretariat und hohe Vertreter der
Mitgliedstaaten, insbesondere der EU-
Ratspräsidentschaft) und Parlaments
(Politiker und Beamte) mit Lobbyisten
und Interessensgruppen. Gerade Rat
und Parlament sind jedoch an einer Ei-
nigung interessiert, die österreichische
Ratspräsidentschaft setzt die Verhand-
lungen daher fort. 
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Berichte aus dem Brüsselbüro

Mag. Daniela Fraiß
Leiterin des Brüsseler Büros 
des Österreichischen Gemeindebundes
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TAGUNG

KOMMUNALE
ENERGIEWENDE

28.11.2018
9.00 – 13.00 Uhr, Hotel Kolping, Linz

ANMELDUNG: 

OÖ Energiesparverband
www.energiesparverband.at
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Viele Gemeinden in Oberösterreich
sind Vorreiter in Sachen Energie-
wende. Sie zeigen, wie Gemeinden
ihren Energieverbrauch senken und
weitgehend aus erneuerbaren Quel-
len decken können.

Die Tagung „Kommunale Energie-
wende“ des OÖ Energiesparverbandes
am 28. November 2018 in Linz, holt
diese engagierten Gemeinden vor den
Vorhang und präsentiert ein breites

Spektrum an erfolgreichen kommuna-
len Energieprojekten: Lösungen rund
um Photovoltaik, Solarthermie und Bio-
masse, Modernisierungsprojekte von
Gebäuden und Straßenbeleuchtung, E-
Mobilitätsprojekte bis hin zu umfassen-
den kommunalen Energiestrategien.
Kleine und große Gemeinden aus ganz
Oberösterreich, Gemeinden aus dem
ländlichen und dem städtischen Raum
stellen ihre Vorzeige-Energieprojekte
vor und informieren über die Chancen,
welche die Energiewende bietet. Die er-
folgreich umgesetzten Projekte sind
Ideengeber für die eigene Gemeinde
und motivieren, selbst konkrete
Schritte zu mehr Energieeffizienz und
erneuerbarer Energie zu setzen. Ein
Update zu Energieförderungen und zu

aktuellen Energiethemen bietet zusätz-
lich hilfreiche Informationen und Tipps
für die praktische Umsetzung der neu
gewonnenen Ideen.

Anmeldung und Information:
OÖ Energiesparverband
office@esv.or.at 
www.energiesparverband.at 

Tagung „Kommunale Energiewende“ 

Holen Sie sich Ideen für Ihr
Gemeinde-Energieprojekt

Setzen Sie Schritte zu 
mehr Energieeffizienz und 

erneuerbarer Energie
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Das berühmteste Weihnachtslied
der Welt „Stille Nacht! Heilige
Nacht!“ feiert seinen 200. Geburts-
tag. Am heiligen Abend 1818
wurde es in der Kirche von Obern-
dorf zum ersten Mal gesungen. Von
da an reiste es um die Welt. Der
Komponist des Liedes, Franz Xaver
Gruber, wurde am 25. November
1787 als Sohn der armen Leinen-
weberleute Josef und Anna Gruber
in der Pfarre Hochburg geboren.
Die Gemeinde Hochburg-Ach erin-
nert daher an ihren berühmten Ge-
meindebürger mit verschiedenen
Veranstaltungen:

Franz Xaver Gruber Gedächtnishaus
in Hochburg

Im Haus befinden sich Erinnerungsge-
genstände an Gruber. Das wertvollste
Stück ist der Webstuhl, auf dem Gruber
das Weberhandwerk erlernt hat. Bei
einer Führung erfahren Sie Interessan-

tes aus dem Leben Grubers und der
Entstehung des Liedes „Stille Nacht,
Heilige Nacht“.

Friedensweg

Menschen sind Zeit ihres Lebens unter-
wegs. Gerade in der heutigen Zeit ma-
chen sich viele Menschen ganz bewusst
„auf den Weg”; siehe Jakobsweg, Via
Nova, Franziskusweg etc. Menschen
nutzen die Erlebnisse und Begegnun-
gen des Weges, um ihrem Leben eine
neue Richtung zu geben, Weichen neu
zu stellen, um Kraft zu schöpfen, sich
selber besser kennen zu lernen und um
die Verbundenheit mit den Menschen
und „allem was ist“ ausfindig zu ma-
chen. Das war einer der Grundgedan-
ken, der zu dem geplanten „Franz Xaver
Gruber-Weg“ in Hochburg inspirierte.
Dieser geplante Weg soll eine Einla-
dung dazu sein, die friedliche Verbun-
denheit der Welt, die er symbolisiert,
bei sich selber zu erspüren. Ein Weg,
der Natur und Kunst auf einmalige
Weise verbindet. Auf einem Rundweg
von ca einer Stunde Gehzeit begegnet
man 7 Skulpturen. Jede dieser Skulptu-
ren symbolisiert einen Kontinent, der
von einem Engelsflügel aus Bronzeguss
gehalten wird. Jeder der Kontinente
(aus Edelstahl) trägt eine Strophe des
Liedes „Stille Nacht“. Auf den Rücksei-
ten befinden sich Informationen über
Franz Xaver Gruber und die Verbrei-

tung des Liedes. Hinweisschilder am
Weg beschreiben wichtige Plätze des
jungen Franz Xaver Gruber, wie zB
Standort des Geburtshauses, Taufbrun-
nen, Lehrstätte wo er den ersten Orgel-
unterricht bekam.

Historischer Handwerksmarkt

Bei freiem Eintritt wird ein Weihnachts-
markt der ganz besonderen Art gebo-
ten. Im Garten des Franz Xaver Gruber-
Gedächtnishauses und am stimmungs-
vollen Marktplatz daneben, wird man
unweigerlich von einem Hauch von
„Stille Nacht“ verzaubert. Bei diesem
Weihnachtsmarkt lässt man alte Hand-
werkstechniken wieder aufleben. Ar-
beitstechniken, die in der Zeit, in der
das weltbekannte Lied entstanden ist,
in Hochburg üblich waren. So zum Bei-
spiel das Besenbinden, Korbflechten,
Schindelmachen, Schnitzen, Schmie-
den, Glasblasen, Tonarbeiten und vie-
les mehr. Verkauft werden nur in liebe-
voller Handarbeit hergestellte Produkte
heimischer Künstler. Und das in einer
beschaulichen, stimmungsvollen Atmo-
sphäre. Alle Mitwirkenden sind pas-
send zur damaligen Zeit gekleidet.

Zum Abschluss dieses Jubiläumsjahres
wird die Gemeinde Hochburg-Ach den
Christbaum für die Landeshauptstadt
Linz spenden.
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Die Suche nach der Stillen Nacht

25. November 
Geburtstag von
F.X. Gruber

 16:00 Uhr Pfarrkirche St. Jakob
in Burghausen – 
Orgelkonzert mit
Auszügen aus den
Gruberspielen

                   
18:00 Uhr  Friedenspreisverlei-

hung im Stiftsgast-
hof Hochburg

 20:15 Uhr Laternenwanderung
am FXG-Friedensweg
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Die Zahl der Pflegebedürftigen wird
landesweit von derzeit rund
80.000 auf zirka 126.000 im Jahr
2040 steigen. „Wenn die Anzahl
der Pflegebedürftigen steigt, dann
brauchen wir auch entsprechend
viele zusätzliche Fachkräfte. Alleine
in den nächsten sieben Jahren wer-
den 1.600 zusätzliche Vollzeit-
kräfte in der Pflege benötigt“, hält
Sozial-Landesrätin Birgit Gerstor-
fer fest. Dazu braucht es eine ge-
meinsame Kraftanstrengung, wes-
halb Birgit Gerstorfer ein umfang-
reiches Programm für gute Pflege
der Zukunft in einer aktuellen
Stunde des OÖ Landtages präsen-
tiert hat. 

Der größte Teil des Personals in der Al-
tenbetreuung sind Personen, die sich

im Alter zwischen 30 und 40 Jahren um-
schulen lassen. Diese Personen haben
bereits einen anderen Beruf erlernt
und ausgeübt, sind hoch motiviert für
den Sozialbereich und auf Grund ihrer
Lebenserfahrung persönlich gefestigt.
Leider ist der Lebensunterhalt während
der 2-jährigen Ausbildungszeit – auch
wenn die Ausbildung kostenlos ist –
ohne Einkommen für die meisten nicht
finanzierbar. „Deshalb muss die Bun-
desregierung das Fachkräftestipen-
dium des AMS auch für die Fachsozial-
betreuer Altenarbeit öffnen – wie das
der Landtag bereits einstimmig be-
schlossen hat“, betont Landesrätin
Gerstorfer. 

Um in Zukunft genügend ausgebildete
Fachkräfte in der Pflege zu haben, sol-
len laut Gerstorfer auch die Ausbil-

dungsangebote individueller gestaltet
werden: „Es braucht maßgeschneiderte
Ausbildungsbedingungen für alle Ziel-
gruppen – von den Berufsumsteiger/
innen über Personen mit Kinderbetreu-
ungspflichten bis zu Migrantinnen und
Migranten. Mit dem neuen Lehrgang
„Junge Pflege“ ist es erstmals möglich,
Pflichtschulabgänger für den Pflegebe-
ruf vorzubereiten.“

Seniorinnen und Senioren wollen sich
trotz gesundheitlicher Einschränkun-
gen möglichst viel Freiheit und Selbst-
bestimmung bewahren. Gleichzeitig er-
warten sie sich, dass im Ernstfall je-
mand für sie da ist. Diesem Wunsch soll
mit neuen Wohnangeboten Rechnung
getragen werden. „Wir wollen Klein-
Wohnungen für Pflegebedürftige er-
richten, deren Pflegebedarf von Stufe 1

Heute gute Pflege für morgen sichern!
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bis 3 reicht. Es gibt täglich acht bis zwölf
Stunden professionelle Betreuung vor
Ort, die individuell Unterstützung und

Sicherheit bietet. Bis 2025 besteht in
Oberösterreich ein Bedarf an rund
1.300 dieser Wohnungen“, sagt Gers-
torfer. Ein Großteil der Pflege und Be-
treuung von älteren Menschen erfolgt
nicht in Heimen, sondern wird durch
nahe Familienangehörige erbracht. 8
von 10 Pflegebedürftigen leben im fa-
miliären Umfeld. Pflegende Angehörige

leisten tagtäglich eine sozialpolitisch
und gesellschaftlich wertvolle Arbeit.
Diese Tätigkeit erfordert viel Zeit, Ge-
duld und Energie. 

Um wieder Kraft zu tanken, kann der
Pflegende eine Reihe von Angeboten
wie Kurse, Treffen mit Gleichgesinnten,
Tagesbetreuung und Kurzzeitpflege
nutzen. All diese Unterstützungen müs-
sen noch weiter ausgebaut werden, um
den Bedarf zu decken. Es braucht eine
gesamthafte Offensive zur Stärkung
von Pflegenden Angehörigen. Konkret
ist es nötig, die mobilen Dienste auszu-
bauen und in den kommenden Jahren
verstärkt auf Beratungsangebote zu
setzen, sei es in einer Beratungsstelle,
telefonisch, online oder aufsuchend di-
rekt im Haushalt der Pflegenden Ange-
hörigen.

Zusätzlich müssen die Mobilen Dienste
weiter ausgebaut werden und zusätzli-
che Angebote der Kurzzeitpflege und
Tagesbetreuung geschaffen werden.
Gerstorfer: „Die Beratungen im Unter-
ausschuss Pflege des Landtages müs-
sen einen Schulterschluss aller Parteien
bringen. Wir sind den pflegebedürfti-
gen Menschen und dem Pflegeperso-
nal rasche Entscheidungen schuldig“,
so Gerstorfer abschließend.  

Auf Initiative des Sozialressorts
des Landes OÖ wird alle zwei Jahre
der OÖ Kinderschutzpreis Liberto
ausgeschrieben, dieses Schuljahr
unter dem Motto „Respektvoll & si-
cher im Netz!“. Schulklassen ab der
5. Schulstufe, Institutionen, aber
auch Einzelpersonen sind ab sofort
zum Mitmachen aufgerufen. Fünf
Siegerprojekte werden beim Kin-
derrechtefest am 19. Juni 2019 im
Linzer Schlossmuseum mit je €
1.000,-- Preisgeld und einer Li-
berto-Statue prämiert. 

„Mit dem OÖ Kinderschutzpreis Liberto
werden besonders gute Ideen und Pro-
jekte, die eine gesunde Entwicklung
von Kindern und Jugendlichen fördern
und Gewalt an und unter Kindern ver-
hindern, ausgezeichnet und vor den
Vorhang geholt“, betont Sozial-Landes-
rätin Birgit Gerstorfer. Erstmals wurde
der Liberto im Jahr 2008 vergeben. Die
zahlreichen seither eingereichten und
prämierten Projekte zeigen, dass dieser
Wettbewerb die aktive Auseinanderset-
zung mit Kinder- und Jugendrechten
fördert, für Kinderschutz und Zivilcou-

rage sensibilisiert und so zu einem
friedvollen Miteinander in unserem
Land beiträgt. 

Der Kreativität der Teilnehmer/innen
am Liberto 2019 „Respektvoll & sicher
im Netz!“ sind keine Grenzen gesetzt.
Was können wir aktiv gegen Cyber-
Mobbing und Hass im Internet tun?
Welche Chancen bietet das World Wide
Web jungen Menschen? Wie können
Kinder und Jugendliche vor Grooming
und sonstigen Gefahren geschützt wer-
den? Diese und andere Fragen können
im Mittelpunkt der Projekte stehen und
phantasievoll umgesetzt werden. 

Alle Informationen und Termine
zum OÖ Kinderschutzpreis 
Liberto 2019: 

www.kinderschutzpreis-ooe.at 
Kinder- und Jugendanwaltschaft OÖ 
Kärntnerstraße 10, 4021 Linz 
Telefon: +43 732 7720 14001 
kija@ooe.gv.at, www.kija-ooe.at,
www.facebook.com/kijaooe

OÖ Kinderschutzpreis Liberto 2019

Landesrätin Birgit Gerstorfer und Kinder-
und Jugendanwältin Christine Winkler-
Kirchberger informierten über den Kinder-
schutzpreis und Gefahren im Internet
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gesamthafte Offensive zur
Stärkung von Pflegenden

Angehörigen.
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Dynamisch entwickelt sich die
Marktgemeinde Gaspoltshofen seit
Jahren mit ihrem vielfältigen Kul-
turprogramm und den zahlreichen
Klein- und Mittelbetrieben mit ihren
umfangreichen Angeboten an inte-
ressanten Arbeitsplätzen.

Geschichtliches 
Um das Jahr 1100 scheint der Name
Gaspoltshofen erstmals in einer Pas-
sauer Urkunde auf. 1993 wurde Gas-
poltshofen zur Marktgemeinde erho-
ben. Die beiden Kirchen im Gemeinde-
wappen symbolisieren die beiden Pfar-
ren Altenhof und Gaspoltshofen (Deka-
nat). 

Lebenswert 
4.000 ha hat die flächengrößte Ge-
meinde des Bezirkes Grieskirchen mit
3.600 Einwohnern. Das neue Bustermi-
nal bietet direkte Anbindungen an
Grieskirchen, Wels, Vöcklabruck und
Ried. Ein über 180 km langes Straßen-

und Wegenetz erschließt die große Ge-
meinde. In mehreren Projekten entste-
hen derzeit neue Miet- und Eigentums-
wohnungen. 

Wirtschaft 
International erfolgreiche Betriebe in
den Branchen Klimatechnik, Maschi-
nenbau zur Betonrohrherstellung, Ge-
treidetechnik, Automatisierungstech-
nik, Industrielufttechnik, Tiefkühlkost,
Malz und Mehl sowie zahlreiche Be-
triebe in den Bereichen Handel, Pro-
duktion und Dienstleistung zeugen von
einer florierenden Wirtschaft. Insge-
samt gibt es in Gaspoltshofen mehr als
200 Unternehmen, wovon rund 110
auch Mitarbeiter angestellt haben.

Soziales
Im Alten- und Pflegeheim werden ge-
treu dem Motto „Hier bin ich Mensch,
hier darf ich’s sein“ ca 120 Bewohner
von mehr als 100 Mitarbeitern (über-
wiegend Teilzeitkräfte) hervorragend

betreut. „Das Dorf Altenhof“, eine Sozi-
alorganisation zugunsten von Perso-
nen mit Beeinträchtigung, betreut am
Standort (einer von 6 Standorten in
OÖ) in 11 Wohngruppen ca 125 Men-
schen.

Kultur
Der Spielraum Gaspoltshofen mit sei-
nem bunten und attraktiven Programm
begeistert die Besucher mit über 30
Veranstaltungen jährlich (Kabarett,
Theater, Konzerte, Film) weit über das
Hausruckviertel hinaus. Die Druckwerk-
statt Scheinhaus, die Malschule Purpur,
das Kinomuseum bereichern das kultu-
relle Leben ebenso wie zahlreiche, auch
international erfolgreiche Kunstschaf-
fende. Weiters zählen die sehr erfolg-
reichen Musikvereine Altenhof (Bun-
dessieger 2016) und Gaspoltshofen zu
den Highlights des Gaspoltshofener
Kulturbetriebes.

Bildung – Ausbildung
Zurzeit besuchen ca 170 Schüler die
NMS Gaspoltshofen. Kindergarten und
Krabbelstube betreuen rund 100 Kin-
der. Einer von 4 Standorten der Alten-
betreuungsschule des Landes OÖ be-
findet sich im Wohnpark Gaspoltsho-
fen. Insgesamt werden in über 30 ver-
schiedenen Lehrgängen mehr als 500
Teilnehmer ausgebildet. 

Gastronomie
15 Gastronomiebetriebe unterschied-
lichster Ausrichtung sind ein wesentli-
cher Bestandteil im Gesellschaftsleben
der Marktgemeinde. Ein neues, moder-
nes Hotel in der Ortsmitte bereichert
die Szenerie.

Sport & Freizeit
Die Sportunion Gaspoltshofen mit ihren
8 Sektionen ist besonders aktiv in Fuß-
ball, Tennis und Skilauf. Den Stockschüt-
zen steht in Hörbach eine große Halle
zur Verfügung. Der projektierte Radweg
auf der Haager-Lies-Bahntrasse wird
bald das bestehende Radwegenetz er-
gänzen. Sportfischer genießen ihre Frei-
zeit bei den 2,5 ha großen Mostlandltei-
chen in Fading. In richtigen Wintern be-
leben Stockschützen und Schlittschuh-
läufer die Teiche. Das schöne Freibad
Gaspoltshofen ist ein beliebter Treff-
punkt für die Jugend. Das bestehende
Wanderwegenetz wird demnächst um
vier neue Routen erweitert.

OÖ GEMEINDEZEITUNG NOVEMBER 201832

Das Besondere an meiner
Gemeinde ist …

Fo
to

: M
ar

kt
ge

m
ei

nd
e 

G
as

po
lts

ho
fe

n

Gaspoltshofen

OÖGZ_November.qxp_Layout 1  31.10.18  13:43  Seite 32



NOVEMBER 2018 OÖ GEMEINDEZEITUNG 33

Bücher
■ Barth/Dokalik/Potyka, 

Das Allgemeine Bürgerliche Gesetz-
buch, Taschenkommentar, 26. Auf-
lage, Stand: 2018, 
ISBN: 978-3-214-02446-8, 
€ 118,–

Aufgrund der Gesetzesänderungen des
ABGB und der Nebengesetze wurde der Ta-
schenkommentar neu aufgelegt und in die-
ser Auflage insbesondere die Änderungen
zum Erwachsenenschutzrecht eingearbeitet.

Die 26. Auflage enthält
• das ABGB und alle wichtigen Nebenge-

setze bzw EU-Verordnungen auf dem
Stand vom 1. 8. 2018,

• die wichtigste OGH-Judikatur,
• weiterführende Anmerkungen und Ver-

weisungen.
Alle Entscheidungen zum früheren Sachwal-
terrecht wurden auf ihre weitere Anwend-
barkeit auf das Erwachsenenschutzrecht
überprüft.

Hae

■ Hengstschläger/Leeb, Verwaltungs-
verfahrensrecht, Verfahren vor den
Verwaltungsbehörden und Verwal-
tungsgerichten. 6., überarbeitete
Auflage, facultas Verlag, 
Wien 2018. 686 Seiten, br., 
€ 56,–

Die Vorauflagen des systematischen Grund-
risses des Verwaltungsverfahrensrechts von
Hengstschläger wurden in der Jänner-Folge
2006, S 25, und in der Februar-Folge 2010, S
64, dieser Zeitschrift als didaktisches Meis-
terwerk gewürdigt. 2014 erschien die in der
Folge 5/2014, S 153, vorgestellte 5. Auflage
mit dem Koautor David Leeb. Beide Verfas-
ser sind Professoren an der JKU Linz (sh
OÖGZ Oktober 2018, S 12/13: „OÖ für JKU“),
Hengstschläger war mehrere Jahre ihr Rek-
tor. Die nunmehrige 6. Auflage berücksich-
tigt ua die bereits umfassende Judikatur zur
neuen Rechtslage nach der Einführung der
Verwaltungsgerichte, was zB hinsichtlich des
Baurechts für die Gemeinden sehr wichtig
ist. Nach wie vor haben wir es bei der Neu-
auflage – es ist schon die sechste – mit
einem didaktischen Meisterwerk zu tun.

JD

■ Klug/Müller, Föderalismus, 
IKW-Schriftenreihe lfd Nr 132, 
Stand: 2018, 
ISBN: 13 978-3-902493-19-4, 
€ 10,–

Diese Publikation beschäftigt sich mit dem
Thema „Föderalismus“. Verschiedene Auto-
ren und Autorinnen haben sich mit dem
Thema auseinandergesetzt und folgende
Beiträge dazu verfasst:
• Föderalismus in Österreich – Grundstein

oder Hindernis – Kosten oder Nutzen?
(Nicolaus Drimmel)

• Zum 100. Geburtstag: Österreich neu er-
finden (Brigitte Ederer)

• Was kostet uns der Föderalismus? Und
was bringt er? (Friedrich Klug)

• Föderalismus auf österreichisch – Struk-
turen eines Riesenreichs für einen Klein-
staat (Bernhard Müller)

• Ein Österreich – eine Gesetzgebung – Ex-
posé (Michael Schickhofer)

• Grundlegende Gedenken zum Föderalis-
mus (Josef Urschitz)

• Sinn und Unsinn (?) des Sicherheitsföde-
ralismus (Detlef Wimmer)

Abschließend wurden von den Herausge-
bern verschiedene Lösungsvorschläge zu
aktuellen Problematiken formuliert, welche
in den einzelnen Beiträgen behandelt wur-
den.

Hae

■ Zierl/Schweighofer/Wimberger, 
Erwachsenenschutzrecht, 
„Sachwalterrecht NEU“, Praxiskom-
mentar, 2. Auflage, Stand: 2018, 
ISBN: 978-3-7007-6600-1
€ 75,–

Das bislang geltende Sachwalterrecht wurde
ab 1. 7. 2018 grundlegend reformiert und
durch das neue Erwachsenenschutzrecht er-
setzt. Unter anderem wurden der automati-
sche Verlust der Handlungsfähigkeit infolge
der Bestellung eines Sachwalters und die
Sachwalterschaft für alle Angelegenheiten
abgeschafft. Die Autonomie und die Selbst-
bestimmung der betroffenen Menschen
und deren Unterstützung stehen im Mittel-
punkt.
Die vier Säulen des Erwachsenenschutz-
rechts bilden in Zukunft die Vorsorgevoll-
macht, die gewählte Erwachsenenvertre-
tung, die gesetzliche Erwachsenenvertre-
tung und die gerichtliche Erwachsenenver-
tretung.

Der Praxiskommentar bietet eine rasche
Orientierungshilfe und einen informativen
Überblick über diese Rechtsmaterie und ist
aufgrund der zahlreichen Muster, Beispiele,
Tabellen und der Paragraphenübersicht pra-
xisorientiert und übersichtlich aufbereitet.

Hae

■ Klug, Einführung in das Kommunale
Haushalts- und Rechnungswesen –
der Weg von der VRV 1974 zu VRV
2015, IKW-Schriftenreihe lfd 
Nr 133, Stand: 2018, 
ISBN: 13 978-3-902493-20-0, 
€ 10,–

Die „Einführung in das kommunale Haus-
halts- und Rechnungswesen“ (erste Auflage
erschienen in der RFG-Schriftenreihe
04/2011) wird im Hinblick auf die Voran-
schlags- und Rechnungsabschlussverord-
nung 2015 – VRV 2015, BGBl II vom 19. 10.
2015 in diesem IKW-Band überarbeitet und
kommentiert.
Univ-Doz. FH-Prof. Dr. Friedrich Klug hat
eine trockene, aber unentbehrliche Materie
verständlich aufbereitet und übersichtlich
dargestellt.

Aus dem Inhalt:
• Entwicklung des Haushaltsrechts nach

1945 bis zur VRV 2015
• Finanzwirtschaftliches Denken im Sinne

der VRV
• Finanzierungsarten nach der endgülti-

gen finanziellen Deckung
• Budgetprinzipien (Haushaltsgrundsätze)
• Gliederung des Haushaltes
• Der Budgetkreislauf
• Kassenwesen
• Reformaspekte
• Maastrichkonforme Ausgliederung aus

dem Haushalt
Hae

■ Hargassner, Handbuch 
für Vereinsfunktionäre, 
3. Auflage, Stand: 2018, 
ISBN: 978-3-7007-7143-2, 
€ 47,–

Dieses Werk dient als Rechtsratgeber für
den Vereinsalltag und als Wegweiser durch
juristische Probleme und Gefahren und
dient daher insbesondere Vereinsfunktionä-
ren. Aufgrund der verständlichen und leser-
lichen Formulierungen und der Vielzahl an
Checklisten und Beispielen ist dieses Hand-
buch ein unentbehrliches Nachschlagewerk
für den Vereinsvorstand bzw auch für Ver-
einsmitglieder.

Inhaltlich enthält das Handbuch relevante
Ausführungen von der Vereinsgründung,
über die Formulierung der Statuten, bis zur
Auflösung eines Vereins. Als Schwerpunkte
sind aufgrund der gesetzlichen Änderungen
die Einzelaufzeich nungs-, Registrierkassen-
und Belegerteilungspflicht für Vereine sowie
die Auswirkungen der Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO) enthalten. 

Hae
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BAURECHT

■ Keine Parteistellung der Nachbarn
im Anzeigeverfahren

Nach dem eindeutigen Gesetzestext des 
§ 25a Abs 5 Z 2 OÖ BauO 1994 gelten für
„anzeigepflichtige Bauvorhaben" die Vor-
schriften der §§ 36, 38, 39, 41 und 45 bis 49
sinngemäß. Die Regelungen des § 31 
OÖ BauO 1994 betreffend Einwendungen
der Nachbarn fallen nach der insoweit kla-
ren Rechtslage nicht darunter. Die Rechts-
lage ist somit eindeutig, dass Nachbarn bei
„anzeige pflichtigen Bauvorhaben" keine
Partei stellung zukommt (Hinweis VwGH 25.
4. 2002, 2000/05/0267, und 16. 9. 2009,
2008/05/0246). (VwGH vom 2. 8. 2018, Ra
2018/05/0198)

■ Miterledigung der Bauanzeige mit
Baubewilligung verursacht keine Par-
teistellung der Nachbarn

Nach dem Wortlaut des § 25 Abs 1a OÖ
BauO 1994 entfällt bei den im Abs 1 Z 3 bis
15 leg cit angeführten Bauvorhaben eine 
„eigene" Bauanzeige, wenn sie in Verbin-
dung mit einem bewilligungspflichtigen 
Bauvorhaben gemäß § 24 erfolgen und im
Bauplan gemäß § 29 dargestellt sind. Dass
diese Bauvorhaben damit ihrerseits bewilli-
gungspflichtige Bauvorhaben würden oder
nicht mehr „anzeigepflichtige Bauvorhaben"
im Sinne des § 25a Abs 5 OÖ BauO 1994
wären und damit allenfalls § 31 OÖ BauO
1994 für sie zum Tragen kommen könnte,
besagt diese Regelung schon ihrem Wort-
laut nach nicht. (VwGH vom 2. 8. 2018, Ra
2018/05/0198)

VERWALTUNGSVERFAHREN

■ Weiterleitung von Schriftstücken an
zuständige Stelle

Die in § 6 AVG normierte Pflicht der unzu-
ständigen Stelle zur Weiterleitung von

Schriftstücken an die zuständige Stelle darf
nicht beliebig lange hinausgezögert werden.
Wurde die Partei durch eine grundlose ex-
treme Verzögerung der Weiterleitung ihres
irrtümlich bei der unzuständigen Stelle ein-
gebrachten Anbringens gehindert, die Frist
einzuhalten, stellt das für die Fristversäu-
mung letztlich kausale Fehlverhalten der be-
treffenden Stelle ein unvorhergesehenes
und unabwendbares Ereignis dar. Diesfalls
trifft den Antragsteller an der Versäumung
der Frist kein über den minderen Grad des
Versehens hinausgehendes Verschulden.
Ein Wiedereinsetzungsgrund liegt aber nur
dann vor, wenn die Partei durch ein im
Nachhinein bekannt gewordenes „krasses"
Fehlverhalten der zur Weiterleitung ver-
pflichteten Stelle an der Einhaltung der Frist
gehindert wurde (vgl die im Zusammenhang
mit § 71 Abs 1 Z 1 AVG ergangene und auf §
46 VwGG übertragbare Rechtsprechung:
VwGH 23. 10. 2014, 2012/07/0209; 28. 5.
2014, 2013/12/0209 sowie 20. 11. 2002,
2002/08/0134, betreffend den Fall eines für
die Weiterleitung offen stehenden Zeitrau-
mes von mehr als einem Monat). Im vorlie-
genden Fall wäre dem BVwG ein Zeitraum
von acht Werktagen zur Verfügung gestan-
den, um den Antrag auf Verfahrenshilfe in-
nerhalb der offenen Revisionsfrist an den
VwGH weiterzuleiten. Schon angesichts des
dem Gericht zuzugestehenden Zeitraumes
für eine geschäftsordnungsgemäße Be-
handlung der Eingabe kann jedenfalls nicht
von einer „extremen Verzögerung" oder von
einem „krassen Fehlverhalten" im Sinn der
dargestellten Judikatur gesprochen werden.
Die aufgetretene Verzögerung bei der Wei-
terleitung geht daher zu Lasten der Partei,
die den Schriftsatz bei der falschen Einbrin-
gungsstelle eingebracht hat (vgl VwGH 30. 8.
2017, Ra 2017/18/0070). (VwGH vom 10. 9.
2018, Ra 2018/19/0331)

■ Zustellungsbevollmächtigter

Im Falle der Bestellung eines Zustellbevoll-
mächtigten ist dieser als Empfänger zu be-

zeichnen. Die Ladung zur mündlichen Ver-
handlung gälte nach dem zweiten Satz des
§ 9 Abs 3 ZustG nur dann als bewirkt, wenn
sie dem Zustellbevollmächtigten tatsächlich
zugekommen wäre. Verfehlt ist in diesem
Zusammenhang die Rechtsansicht des VwG,
die rechtswirksame Ladung des (anwaltlich
vertretenen) Revisionswerbers sei schon
durch die persönliche Übernahme der La-
dung durch den Revisionswerber erfolgt
und dieser hätte seinen Rechtsvertreter vom
Verhandlungstermin verständigen müssen.
(VwGH vom 11. 6. 2018, Ra 2018/11/0074)

■ Berufsmäßige Parteienvertreter als
Empfänger

Ist eine Person, für die das zuzustellende
Dokument inhaltlich bestimmt ist (Empfän-
ger im materiellen Sinn), durch eine zur be-
rufsmäßigen Parteienvertretung befugte
Person vertreten, so ist deren Kanzlei aus-
schließliche Abgabestelle. In einer solchen
Konstellation ist der berufsmäßige Parteien-
vertreter Empfänger (im formellen Sinn)
nach § 2 Z 1 ZustG. (VwGH vom 23. 5. 2018,
Ro 2018/22/0003)

■ Zustellung durch Hinterlegung und
dessen Echtheitsvermutung

Die in § 17 Abs 2 ZustG genannte Verständi-
gung des Empfängers von der Hinterlegung
(Hinterlegungsanzeige) ist eine öffentliche
Urkunde und macht Beweis über die Zustel-
lung (vgl etwa VwGH 30. 3. 2017, Fr
2015/07/0001, mwN). Als öffentliche Ur-
kunde begründet eine „unbedenkliche" - dh
die gehörige äußere Form aufweisende -
Hinterlegungsanzeige die Vermutung der
Echtheit und der inhaltlichen Richtigkeit des
bezeugten Vorgangs, doch ist der Einwand
der Unechtheit oder der Unrichtigkeit zuläs-
sig. Gemäß § 17 Abs 3 ZustG gilt eine hinter-
legte Sendung mit dem ersten Tag der Ab-
holfrist als zugestellt. Der Hinweis auf einen
internen Vermerk eines Postmitarbeiters auf
dem hinterlegten Schriftstück stellt für sich

Rechtsjournal

Am 20. September 2018 fand im Power Tower der 
Energie AG in Linz die 16. Landesfachtagung des Fachver-
bandes der leitenden Gemeindebediensteten Oberöster-
reichs statt. Im Laufe des Nachmittags wurden viele 
spannende Vorträge gehalten und Diskussionen geführt.

Die Aussagen der Vertreter der einzelnen Ebenen finden Sie auf
unserer Homepage www.ooegemeindebund.at unter Neu und
Aktuell.

Landesfachtagung des FLGÖ
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allein keinen Einwand der Unechtheit oder
der Unrichtigkeit der Hinterlegungsanzeige
dar. (VwGH vom 23. 5. 2018, Ro 2018/ 22/
0003)

■ Längere Beschwerdefrist bei unver-
schuldetem unvorhergesehenem
oder unabwendbarem Ereignis

§ 7 Abs 4 erster Satz VwGVG legt die Be-
schwerdefrist mit vier Wochen fest. Diese
gesetzlich festgelegte Beschwerdefrist ist
nicht verlängerbar. Der Umstand, dass die
Partei durch ein unvorhergesehenes oder
unabwendbares Ereignis ohne ihr Verschul-
den (wie etwa aufgrund einer Krankheit) an
der Einhaltung einer gesetzlichen Frist ge-
hindert wird, führt nicht zu einer Verlänge-
rung dieser Frist, sondern kann lediglich in
bestimmten Fällen im Rahmen eines Wie-
dereinsetzungsantrags geltend gemacht
werden (VwGH 5. 10. 1990, 90/18/0026).
Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichts-
hofes reichen nämlich reine Behauptungen
betreffend das Vorliegen des Wiedereinset-

zungsgrundes nicht aus. Die Partei, welche
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
beantragt, hat alle Umstände, die den Wie-
dereinsetzungsantrag begründen, glaubhaft
darzulegen und bereits im Antrag taugliche
Bescheinigungsmittel zu ihrer Glaubhaftma-
chung anzuführen (vgl VwGH 31. 3. 2009,
2007/06/0205; 31. 1. 2007, 2006/21/0392;
24. 2. 2005, 2005/16/0001). Im Übrigen stellt
eine Erkrankung für sich allein keinen Grund
für eine Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand dar. Vielmehr begründet nur eine die
Dispositionsfähigkeit ausschließende Er-
krankung eine Wiedereinsetzung in den vo-
rigen Stand (VwGH 24. 10. 2008,
2008/02/0315). (LVwG vom 18. 9. 2018,
LVwG-151841/5/DM/KG).

SONSTIGES

■ Auskunftspflicht

Die gesetzliche Auskunftspflicht ist als Jeder-
mannsrecht ausgestaltet und setzt insbe-
sondere nicht voraus, dass ein „schutzbe-

dürftiges Interesse der Öffentlichkeit“ an der
begehrten Auskunft besteht. Auskünfte sind
daher grundsätzlich zu geben, soweit eine
gesetzliche Verschwiegenheitspflicht dem
nicht entgegensteht und insoweit, als da-
durch die Besorgung der übrigen Aufgaben
eines Organes nicht wesentlich beeinträch-
tigt wird. Auskunft ist weiters dann nicht zu
erteilen, wenn sie offenkundig mutwillig be-
gehrt wird.
Stehen der Auskunftserteilung betreffend
einzelne der erstatteten Vorschläge gesetz-
liche Verschwiegenheitspflichten entgegen,
so kann damit keine pauschale Verweige-
rung der Auskunft erfolgen, sondern ist hin-
sichtlich der Angelegenheiten, für die eine
gesetzliche Verschwiegenheitspflicht nicht
besteht, die Auskunft zu erteilen. Für Ange-
legenheiten, für die eine gesetzliche Ver-
schwiegenheitspflicht besteht, ist die Aus-
kunft zu verweigern und dies bescheidmä-
ßig zu erledigen. (VwGH 29. 5. 2018, Ra
2017/03/0083-10)

Hae

Monat Klein -
handels-
index-

VPI Ø
1958

VPII Ø
1958

VP Ø
1966

VP Ø
1976

VP Ø
1986

VP Ø
1996

VP Ø
2000

VP Ø
2005

VP Ø
2010

VP Ø
2015

HVPI
2015

Baukostenindex
für Straßenbau
(Basis: 2010 = 100)

Baukostenindex
für Straßenbau
(Basis: 2015 = 100)

Aug. 2018
(endgültig)

5091,1 672,3 674,5 527,6 300,6 193,4 147,9 140,6 127,1 116,1 104,9 104,82 115,2
(vorläufig)

107,4
(vorläufig)

Sept. 2018
(vorläufig)

5129,9 677,4 679,7 531,7 302,9 194,9 149,0 141,6 128,1 117,0 105,7 106,07 116,0 108,1

Kleinhandels-
index: = Kleinhandelsindex des Österreichischen Zentralamtes 

für Statistik, verkettet mit dem Verbraucherpreisindex II 
VP I = Verbraucherpreisindex I (1958 = 100)
VP II = Verbraucherpreisindex II (1958 = 100)
VP 1966 = Verbraucherpreisindex 1966 (1966 = 100)
VP 1976 = Verbraucherpreisindex 1976 (1976 = 100)
VP 1986 = Verbraucherpreisindex 1986 (1986 = 100)

VP 1996 = Verbraucherpreisindex 1996 (1996 = 100)
VP 2000 = Verbraucherpreisindex 2000 (2000 = 100)
VP 2005 = Verbraucherpreisindex 2005 (2005 = 100)
VP 2010 = Verbraucherpreisindex 2010 (2010 = 100)
VP 2015 = Verbraucherpreisindex 2015 (2015 = 100)
HVPI = Österreichischer Harmonisierter 

Verbraucherpreisindex (2015 = 100)

Die oben verwendeten Abkürzungen bedeuten Folgendes: 

Wertsicherung
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Zeitsparend
durch einfaches Zusammenschieben können 
in kürzester Zeit lange Leitungsstränge gebaut 
werden.

Rückstauklappe

Anschluss DN 100, 125 oder 150 mm

6 Kabelkanäle in 1 Stück 

(je Kanal Ø 100 mm)

MEGAduct Kabelkanal 6-fach
NEUäußerst wiederstandsfähig gegen Druckbe-

lastungen und dadurch auch eine geringere 
Überschüttung möglich

die benötigt Künette fällt gegenüber Kabel-
paketen deutlich kleiner aus

Spezialanfertigungen

Pumpensumpfgedrosselter 
Ablauf

Überlauf
Einstiegsdom

Zulauf

Gerne fertigen wir jegliche Sonderkonstruktionen für Sie an, wie z.B. Tankanlagen für 

Be
za

hl
te

 A
nz

ei
ge
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